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Liebe Leserinnen und Leser, 

fast ein Jahr nach dem Absturz der
MH17 über der Ostukraine handelt es
sich  hierbei  immer  noch  um  einen
nicht aufgeklärten Kriminalfall. Freilich
riecht  die  Angelegenheit  geradezu
nach  einer  Operation  „unter  falscher
Flagge“, wenn man sich die im letzten
Jahr  damit  ausgelöste  Kriegspropa-
ganda in  den Medien und der  Politik
vor  Augen hält.  Sicherlich  wird  es  ir-
gendwann auch eine Veröffentlichung
vorhandener  Dokumente  zum  MH17-
Absturz  geben,  die  derzeit  noch  ge-
heim gehalten werden. Wir können nur
mutmaßen, zu welchem Ergebnis die-
se Geheimdokumente kommen.

Unser erster Beitrag in dieser Aus-
gabe beschäftigt sich mit einer Auflis-
tung  von  53  Fällen  von  "false  flag"-
Operationen  und  zwar  solchen,  wo
dieses nachweislich der Fall ist bzw. ir-
gendwann  (nach  langer  Zeit)  offiziell
zugegeben  wurde.  Unser  Titelfoto
zeigt exemplarisch eine geplante, aber
- in diesem speziellen Fall - doch nicht
ausgeführte  Aktion  "unter  falscher
Flagge“, das Faksimile eines Geheim-
dokumentes,  das  nach  40  Jahren  (!)
freigegeben wurde. 

Im  Regelfall  werden  solche  Aktio-
nen  von  Geheimdiensten  gesteuert,
schließlich gehören „verdeckte“ Aktio-
nen zu deren Kernkompetenz. Anders
formuliert:  Geheimdienste  sind  Infor-
mationskrieger. 

Diese  Charakterisierung  gilt  leider
auch für  viele  Medien.  In  einem Ge-
spräch  mit  dem Politikwissenschaftler
Jörg Becker wird thematisiert,  in wel-
cher Weise diese Instrumentalisierung
erfolgt. 

Ausführlich behandelt wurde diese
Thematik  auch  auf  einem  Kongress
Anfang März unter dem Titel „Krieg um
die Köpfe. Der Diskurs der Verantwor-
tungsübernahme“.  Mechthild  Klingen-
burg-Vogel hat sich als Psychoanalyti-
kerin  an  diesem Kongress mit  einem
Vortrag beteiligt.  Wir haben diesen in
einer Kurzfassung abgedruckt. 

Ihr  Titel  „Wann  beginnt  der  Vor-
krieg?“ sollte uns zu denken geben. Im
historischen  Rückblick  sprechen  wir
bei  den  Jahren  vor  1914  und  1939
auch von der Vorkriegszeit. 

Informationskrieg  erfolgt  seitens
von Geheimdiensten durch Abhöraktio-
nen, wie die aktuell tagespolitisch hef-
tig  diskutierte  Zusammenarbeit  von
BND und NSA. In dem Beitrag von Ar-
min  Wertz  wird  untersucht,  inwieweit
dieses für Wirtschaftsspionage genutzt
wird. Im Unterschied zu Abhöraktionen
im  "Krieg  gegen  den  Terror",  deren
Sinnhaftigkeit  äußerst  fragwürdig  ist,
geht  es hierbei  um einen handfesten
Nutzen, insbesondere für die Informati-
ons-"Supermacht" USA.

Der  Beitrag  von  Michael  Schulze
von Glaßer beschäftigt sich mit der Öf-
fentlichkeitsarbeit der Bundeswehr und
den subtilen Methoden, mit denen Mei-
nungen gemacht werden. Der Beitrag
zeigt auf, dass Ursula von der Leyen
es sehr geschickt versteht, PR in eige-
ner  Sache  und für  ausgewählte,  von
der  regierenden  Politik  vorgegebene
Ziele zu machen. Die von ihr öffentlich-
keitswirksam  propagierte  „breite  ge-
sellschaftliche Debatte“ über bewaffne-
te Drohnen oder ein neues Weißbuch
entpuppt sich bei näherer Betrachtung
nur als heiße Luft. 

Für uns bedeutet das, dass wir uns
einem Gegner  gegenüber  sehen,  der
mit  Infokriegern  an  vielen  Stellen
Kriegspropaganda  betreibt:  Über  Ge-
heimdienstarbeit,  Medienbeeinflus-
sung und eine professionelle  PR-Ma-
schinerie mit Werbeagenturen. So ent-
stehen dann Feindbilder, d.h. alle paar
Jahre ein „neuer Hitler“, sowie Recht-
fertigungen für Kriegsdrohungen, mili-
tärische  Interventionen  und  globale
Kriegsvorbereitungen.

Im Beitrag von Karl-Heinz Peil wird
untersucht,  welche Rolle  eine profes-
sionelle Mediennutzung für eine Kam-
pagnenfähigkeit spielen kann – vor al-
lem erläutert am aktuellen Beispiel der
Aktionen gegen TTIP. Damit soll auch
eine  Diskussion  angestoßen  werden,
wie wir eigene Kampagnen entwickeln
können, wie sie aufgrund der Entwick-
lungen im Ukraine-Konflikt, aber auch
im Nahen Osten erforderlich sind. Alle
LeserInnen des Friedensjournals  sind
dazu eingeladen, sich an dem Tages-
seminar  zu  beteiligen,  das  der  Bun-
desausschuss  Friedensratschlag  am
30.5.  in  Kassel  angesetzt  hat  (siehe
letzte Seite).

Die Redaktion 
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53 zugegebene Angriffe unter falscher Flagge
Keine Verschwörungstheorien, sondern erwiesene Tatsachen! Eine Veröffentlichung der US-Website Washington's Blog – 

Deutsche Übersetzung: Wolfgang Jung (Luftpost Kaiserslautern)

Es gibt viele dokumentierte Angriffe

unter falscher Flagge – Terrorangriffe,

die  von  Regierungen  inszeniert  und

dann zur Irreführung einem politischen

Gegner unterstellt werden.

In  42  der  nachfolgenden Beispiele

haben Regierungsvertreter,  die  solche

Angriffe  unter  falscher  Flagge ausfüh-

ren ließen oder zumindest bestellt  ha-

ben, das mündlich oder schriftlich zuge-

geben:

(1)  Japanische  Truppen  haben

1931 einen Sprengstoffanschlag auf ein

Eisenbahngleis  durchgeführt  und  ihn

China  in  die  Schuhe  geschoben,  um

ihre Invasion der Mandschurei zu recht-

fertigen.  Dieser  Vorgang ist  als  "Muk-

den-  oder  Mandschurei-Zwischenfall"

bekannt  geworden.  Der  Internationale

Militärgerichtshof  von  Tokio  hat  dazu

festgestellt:  "Mehrere der  an dem An-

schlag  Beteiligten,  darunter  ein  hoher

Offizier  der  japanischer  Armee  haben

bei  verschiedenen  Gelegenheiten  ihre

Beteiligung zugegeben und gestanden,

dass mit  diesem Vorkommnis die  Be-

setzung  der  Mandschurei  durch  die

Kwantung-Armee gerechtfertigt werden

sollte.

(2)  Ein  Sturmbannführer  der  Na-

zi-SS hat bei  den Nürnberger Prozes-

sen gestanden, auf Befehl des Gesta-

po-Chefs  mit  anderen  SS-Leuten  An-

griffe auf Deutsche und deutsche Ein-

richtungen durchgeführt  zu haben, die

den Polen angelastet wurden, um den

Überfall auf Polen zu rechtfertigen. 

(3) Der Nazi-General Franz Halder

hat bei den Nürnberger Prozessen be-

zeugt,  dass  der  führende  Nazi  Her-

mann Göring sich damit gebrüstet hat,

1933 den Reichstag in Brand gesteckt

und  dann  die  Kommunisten  für  die

Brandstiftung  verantwortlich  gemacht

zu haben.

(4) Der sowjetische Regierungschef

Nikita Chruschtschow hat schriftlich be-

stätigt, dass die Rote Armee 1939 das

russische Dorf Mainila beschossen und

den Beschuss Finnland angelastet hat,

um  den  "Winterkrieg"  gegen  Finnland

beginnen  zu  können.  Der  russische

Präsident  Boris  Jelzin  hat  zugegeben,

dass Russland der Angreifer im Winter-

krieg war.

(5)  Das  russische  Parlament,  der

gegenwärtige russische Präsident Putin

und der ehemalige sowjetische Staats-

präsident Gorbatschow haben alle be-

stätigt, dass der Diktator Joseph Stalin

1940 von seiner Geheimpolizei 22.000

polnische  Offiziere  und  Zivilisten  er-

schießen  ließ  und  für  das  Massaker

(von  Katyn)  die  Nazis  verantwortlich

machte.

(6) Die britische Regierung gibt zu,

dass sie zwischen 1946 und 1948 fünf

Schiffe  bombardieren  ließ,  mit  denen

Juden vor dem Holocaust nach Palästi-

na fliehen wollten.

(7) Israel gibt zu, dass es 1954 von

einer  israelischen Terrorzelle  in Ägyp-

ten in  mehreren Gebäuden – auch in

diplomatischen Einrichtungen der USA

– Bomben legen ließ und mit hinterlas-

senen "Beweisen" den Eindruck zu er-

wecken  versuchte,  Araber  hätten  die

Anschläge verübt.

(8) Die CIA gibt zu, in den 1950er

Jahren Iraner angeheuert zu haben, die

sich  als  Kommunisten  ausgaben  und

Bombenanschläge  im  Iran  verübten,

um die Bevölkerung gegen den demo-

kratisch  gewählten  Präsidenten

(Mossadegh) aufzubringen.

(9)  Der  türkische Ministerpräsident

gab zu,  dass  die  türkische Regierung

1955  einen  Bombenanschlag  auf  ein

türkisches  Konsulat  in  Griechenland

verüben ließ, bei dem auch das in der

Nähe liegende Geburtshaus des Grün-

ders  der  modernen  Türkei  beschädigt

wurde, und Griechenland dafür verant-

wortlich machte, um Gewaltakte gegen

Griechen (in  Istanbul)  rechtfertigen  zu

können.

(10)  Der  britische  Premierminister

gestand seinem Verteidigungsminister,

dass  er  und  US-Präsident  Dwight  Ei-

senhower 1957 einen Plan genehmig-

ten,  Anschläge  in  Syrien  verüben  zu

lassen und die syrische Regierung da-

für verantwortlich zu machen, um einen

Regimewechsel zu bewirken. 

(11-21) Ein ehemaliger italienischer

Ministerpräsident,  ein  italienischer

Richter,  und  der  ehemalige  Chef  der

italienischer Gegenspionage gaben zu,

dass die NATO, mit Hilfe des Pentag-

ons und CIA in Italien und in anderen

europäischen  Staaten  in  den  1950er

Jahren Bombenanschläge durchführen

ließ und die Kommunisten dafür verant-

wortlich  machte,  um  die  Bevölkerung

gegen sie aufzubringen und die euro-

päischen Regierungen in ihrem Kampf

gegen den Kommunismus zu unterstüt-

zen. Ein über diese Geheimaktion Infor-

mierter sagte dazu aus: "Wir mussten

normale, harmlose Bürger, auch Frau-

en und Kinder, angreifen, die mit Politik

überhaupt  nichts zu tun hatten.  Damit

sollte insbesondere die italienische Be-

völkerung dazu  gebracht  werden,  von

ihrer Regierung Maßnahmen gegen die

Kommunisten zu fordern, die der öffent-

lichen  Sicherheit  dienten.  Italien  und

die anderen europäischen Staaten wa-

ren  schon in  der  NATO, bevor  es  zu

den  Bombenanschlägen  kam,  die  es

auch in Frankreich, Belgien, Dänemark,

Deutschland,  Griechenland,  den  Nie-

derlanden,  Norwegen,  Portugal,  Groß-

britannien und anderen Staaten gab. 

Zu  den  Anschlägen  unter  falscher

Flagge,  die  im  Rahmen  dieses  (Gla-

dio-)Programms  durchgeführt  wurden,

gehören unter anderem die Ermordung

des  türkischen  Ministerpräsidenten

[1960],  Bombenanschläge  in  Portugal
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[1966],  das Massaker auf  der Piazza

Fontana in  Italien,  Terrorananschläge

in der  Türkei  [1971],  der Anschlag in

Peteano in Italien [1972], die Schieße-

rei  in  Brescia  und  ein  Bombenan-

schlag  auf  einen  italienischen  Zug

[1974],  die  Schießerei  in  Istanbul  in

der Türkei [1977], das Atocha-Massa-

ker  in  Madrid  in  Spanien  [1977],  die

Entführung und Ermordung des italie-

nischen Ministerpräsidenten Aldo Moro

[1978],  der  Bombenanschlag  auf  den

Bahnhof von Bologna in Italien [1980],

die Erschießung von 28 Kunden in Su-

permärkten  im  belgischen  Brabant

[1985] und vermutlich der Bombenan-

schlag  auf  das  Oktoberfest  in  Mün-

chen 1980.

(22)  1960 schlug US-Senator Ge-

orge Smathers vor, die USA sollten die

(US-Exklave)  Guantanomo Bay  unter

falscher  Flagge  angreifen  und  damit

eine Invasion Kubas und die Ablösung

Fidel Castros rechtfertigen.

(23) Offizielle Dokumente des US-

Außenministeriums  belegen,  dass

1961 der Chef des US-Generalstabes

und  andere  hohe  Offizielle  die  Mög-

lichkeit  erwogen,  ein  US-Konsulat  in

der Dominikanischen Republik zu zer-

stören, um eine Invasion dieses Staa-

tes zu rechtfertigen. Die Pläne wurden

ernsthaft  diskutiert,  dann  aber  doch

nicht ausgeführt.

(24)  [siehe  Bildbeschriftung  Titel-

seite mit zugehörigen Faksimile]

(25) 1963 erstellte das US-Verteidi-

gungsministerium einen Plan, der vor-

sah, Angriffe auf Länder der Organisa-

tion amerikanischer Staaten wie Trini-

dad-Tobago oder Jamaika durchzufüh-

ren und Kuba dafür verantwortlich zu

machen. 

(26) Das US-Verteidigungsministe-

rium erwog sogar, ein Mitglied der Ca-

stro-Regierung zu bestechen, damit es

die USA angreift:  "Man müsste einen

kubanischen  Offizier  mit  Geld  dazu

bringen, Guantanamo anzugreifen." 

(27) Die NSA gibt zu, 1964 in ihrem

Bericht  über  den  Tonkin-Zwischenfall

gelogen und Daten so manipuliert  zu

haben,  dass  der  Eindruck  entstand,

nordvietnamesische Schnellboote hät-

ten  US-Kriegsschiffe  angegriffen,  um

einen Vorwand für den Vietnam-Krieg

zu schaffen. 

(28)  Ein  Ausschuss  des  US-Kon-

gresses hat bestätigt, das FBI habe im

Rahmen  seiner  "Cointelpro"-Kampa-

gne von 1950 bis in die 1970er Jahre

von Provokateuren viele Gewaltakte in

den  USA begehen  lassen,  die  politi-

schen  Aktivisten  in  die  Schuhe  ge-

schoben wurden. 

(29) Ein türkischer General hat zu-

gegeben,  dass  türkische  Soldaten  in

den  1970er  Jahren  auf  Zypern  eine

Moschee  niederbrannten  und  dafür

Griechen  verantwortlich  machten.  Er

erklärte: "Im verdeckten Krieg werden

eigene  Sabotageakte  häufig  dem

Feind  in  die  Schuhe  geschoben,  um

den Zorn der Bevölkerung zu erregen.

Auf Zypern haben wir sogar eine türki-

sche Moschee in Brand gesteckt." Als

der überraschte Korrespondent in un-

gläubig ansah, fügte er erläuternd hin-

zu:  "Ich wollte  Ihnen nur  ein  Beispiel

geben." 

(30)  Die  deutsche  Regierung  hat

zugegeben,  dass  der  Verfassungs-

schutz 1978 ein Loch in eine Gefäng-

nismauer gesprengt und einem gefan-

genen  RAF-Mitglied  "Fluchtwerkzeu-

ge" untergeschoben hat, um ihm einen

Fluchtversuch anhängen zu können.

(31)  Ein  Mossad-Agent  hat  zuge-

geben,  dass  der  israelische  Geheim-

dienst  1984  einen  Radiosender  in

Gaddafis  Anwesen  im  libyschen  Tri-

polis platziert und über diesen Sender

gefälschte  Terroristenbotschaften  ver-

breitet hat, um Gaddafi als Unterstüt-

zer von Terroristen erscheinen zu las-

sen. Kurz darauf ließ Ronald Reagan

Libyen bombardieren.

(32)  Der  Southafrican  Truth  and

Reconciliation  Council  fand  heraus,

dass sich 1989 das Civil Cooperation

Bureau,  eine verdeckt arbeitende Or-

ganisation  der  südafrikanischen  Ar-

mee,  an  einen  Sprengstoffexperten

gewandt und ihn gebeten hat, sich an

einem  Sprengstoffanschlag  auf  das

Fahrzeug eines in  einem Mordfall  er-

mittelnden  Polizeioffiziers  zu  beteili-

gen,  für  den  der  ANC verantwortlich

gemacht werden sollte.

(33)  Ein  algerischer  Diplomat  und

mehrere Offiziere der algerischen Ar-

mee gaben zu, dass die algerische Ar-

mee in den 1990er Jahren wiederholt

algerische Zivilisten massakrierte  und

dann islamische Kämpfer dafür verant-

wortlich machte.

(34)  Die  US  Army  veröffentlichte

1994  ein  Handbuch  für  ihre  Special

Forces,  das  2004  aktualisiert  wurde;

darin  empfiehlt  sie,  mit  von "Terroris-

ten"  unter  falscher  Flagge  verübten

Anschlägen Staaten mit  linksgerichte-

ten  Regierungen  in  Lateinamerika  zu

destabilisieren. Solche Anschläge führ-

te auch die CIA im Rahmen ihrer "Dirty

Wars" in Lateinamerika und anderswo

durch.

(35)  Ein  indonesisches  Untersu-

chungsteam, das sich mit dem gewalt-

samen Aufruhr im Jahr 1998 beschäf-

tigte, stellte fest, "dass militärische Ele-

mente  den Aufruhr  vorsätzlich  provo-

ziert hatten".

(36)  Höhere  russische  Offiziere

und  führende  Geheimdienstler  gaben

zu,  dass  der  KGB  1999  russische

Mietshäuser sprengte und Tschetsche-

nen  dafür  verantwortlich  machte,  um

eine  Invasion  Tschetscheniens  zu

rechtfertigen.

(37)  Nach  einer  Meldung  in  der

Washington Post hat die indonesische

Polizei  bestätigt,  dass  das  indonesi-

sche  Militär  2002  US-amerikanische

Lehrer in Papua tötete und einer sepa-

ratistischen  Gruppe die  Morde in  die

Schuhe schob, damit diese Gruppe in

die Liste der Terrororganisationen auf-

genommen wurde.

(38) Der angesehene frühere indo-

nesische  Präsident  gab  zu,  dass  die

indonesische Regierung vermutlich an

dem Bombenanschlag in Bali beteiligt

war.

(39) Die BBC, die New York Times

und The Associated Press haben be-

richtet,  die  Regierung  Mazedoniens

habe kaltblütig 7 unschuldige Einwan-

derer  ermorden  lassen  und  vorgege-

ben, es seien Al-Qaida-Terroristen ge-

wesen,  die  mazedonische  Polizisten

umbringen wollten, um sich dem "Krieg

gegen den Terror" anschließen zu kön-

nen. 
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(40) Höhere Polizeibeamte aus Ge-

nua in Italien haben zugegeben,  dass

die Polizei  im Juli  2001 bei  dem G8-

Gipfel in Genua zwei Molotowcocktails

geworfen und einen Messerangriff  auf

einen  Polizisten  vorgetäuscht  hat,  um

ihr gewaltsames Vorgehen gegen Pro-

testierende zu rechtfertigen.

(41)  Die  USA haben  dem  Irak  zu

Unrecht unterstellt, an den Anschlägen

am  11.09.2001  beteiligt  gewesen  zu

sein, und diese Anschuldigung als eine

der  Hauptrechtfertigungen  für  den

Überfall auf den Irak benutzt; das geht

aus einer Notiz des Verteidigungsminis-

ters  hervor.  Sogar  nachdem  die  9/11

Commission  festgestellt  hat,  dass  der

Irak nichts damit zu tun hatte , behaup-

tete Dick Cheney immer noch, es lägen

"unwiderlegbare  Beweise"  dafür  vor,

dass  Beziehungen  zwischen  Al-Qaida

und  dem  Regime  Saddam  Husseins

bestanden hätten;  er  verfüge über  In-

formationen, die der Kommission nicht

vorgelegen  hätten,  die  Medien  hätten

es  bisher  aber  versäumt,  darüber  zu

berichten. Jetzt  haben sogar führende

US-Offizielle  zugegeben,  dass  es  im

Krieg gegen den Irak um Öl und nicht

um Massenvernichtungswaffen oder ir-

gendeine Beteiligung an den Anschlä-

gen am 11.09. gegangen ist. Trotz der

immer  noch  verbreiteten  Behauptung,

die  Anschläge  seien  von  Einzeltätern

(der Al-Quaida) begangen worden, ge-

hen jetzt  auch  schon viele  US-Regie-

rungsangestellte von einer staatlich un-

terstützten  Terroraktion aus.  Sie glau-

ben aber nicht, dass der Irak die Flug-

zeugentführer  unterstützt  hat,  sondern

halten die Anschläge am 11.09. für eine

Operation  unter  falscher  Flagge,  die

von kriminellen  Elementen  in  der  US-

Regierung inszeniert wurde. 

(42) Das FBI hat schon zugegeben,

dass die Milzbrand-Anschläge im Jahr

2001 von einem oder mehreren bei der

US-Regierung  beschäftigten  Wissen-

schaftlern ausgingen;  jetzt  hat  ein hö-

herer  FBI-Beamter  außerdem enthüllt,

das FBI  sei  vom Weißen Haus ange-

wiesen worden, die Milzbrand-Briefe Al-

Qaida  und  dem  Irak  anzulasten,  weil

man  sie  als  Rechtfertigung  für  einen

Regimewechsel im Irak benutzen woll-

te.

(43)  John  Yoo,  ein  ehemaliger

Rechtsberater  des  US-Justizministeri-

ums, schlug 2005 vor, die USA sollten

eine Offensive gegen Al-Qaida starten:

"Unsere Geheimdienste sollten eine ge-

fakte eigene Terrororganisation mit ei-

genen Websites, Rekrutierungszentren,

Trainingslagern und einer Geldbeschaf-

fungsorganisation gründen. Die könnte

unechte  Terroranschläge  vortäuschen

oder die Verantwortung für echte Ter-

roranschläge beanspruchen und damit

Verwirrung in den Reihen der Al-Qaida

stiften,  deren  Mitglieder  verunsichern

und Zweifel an der Zuverlässigkeit ihrer

internen Kommunikation wecken." 

(44)  Die  Nachrichtenagentur  UPI

meldete im Juni 2005: US-Nachrichten-

offiziere berichten, einige der Aufständi-

schen im Irak benutzten das neue Mo-

dell  der  Pistole  Beretta  92,  die  keine

Seriennummern  haben.  Die  Nummern

wurden  nicht  entfernt,  die  Pistolen

scheinen also ohne irgendwelche Seri-

ennummern  gefertigt  worden  zu  sein.

Analysten  vermuten,  dass  diese  nicht

registrierten Waffen für Geheimdienste

oder  Terroristenzellen,  die  im  Auftrag

westlicher  Regierungen operieren,  ge-

fertigt  wurden.  Sie  nehmen  an,  dass

diese  Pistolen  entweder  vom  Mossad

oder  von  der  CIA  stammen  und  von

"Agents provocateurs" benutzt werden,

um Anschläge zu begehen, die von den

USA  den  Aufständischen  angelastet

werden können.

(45)  Verkleidete  israelische  Solda-

ten haben zugegeben, 2005 Steine auf

uniformierte  israelische  Soldaten  ge-

worfen  zu  haben,  was  Palästinensern

angelastet  wurde  und  die  Rechtferti-

gung für  das brutale  Vorgehen gegen

palästinensische Demonstranten liefer-

te. 

(46) Die Polizei  in Quebec musste

zugeben, dass die Steinewerfer bei ei-

ner  friedlichen  Demonstration  im  Jahr

2007  in  Wirklichkeit  verkleidete  Ge-

heimpolizisten waren.

(47)  Bei  den Protesten gegen den

G20-Gipfel in London im Jahr 2009 sah

ein britischer Parlamentarier, dass Poli-

zisten in Zivil versuchten, die Menge zu

Gewaltakten anzustacheln. 

(48) Ägyptische Politiker haben zu-

gegeben,  dass  Regierungsangestellte

im Jahr 2011 unbezahlbare Kunstwerke

aus  Museen  entwendet  haben,  und

dann  behaupteten,  plündernde  De-

monstranten hätten sie gestohlen.

(49)  Ein  Oberst  der  kolumbiani-

schen Armee hat zugegeben, dass sei-

ne  Einheit  57  Zivilisten  ermordet,  sie

dann in Uniformen gesteckt und als im

Kampf  getötete  Rebellen  ausgegeben

hat.

(50)  Ambrose Evans-Pritchard,  ein

angesehener Journalist des Telegraph,

hat  berichtet,  Prinz  Bandar,  der  Chef

des saudischen Geheimdienstes, habe

kürzlich  zugegeben,  dass  die  saudi-

sche  Regierung  die  "tschetscheni-

schen" Terroristen kontrolliert.

(51) Aus auf höchster Ebene ange-

siedelten US-Quellen stammt das Ein-

geständnis,  dass  die  Regierung  der

Türkei,  eines  NATO-Staates,  die  Gift-

gas-Angriffe  zu  verantworten  hat,  die

der  syrischen  Regierung  angelastet

wurden, und ein hochrangiges Mitglied

der  türkischen Regierung hat  das  be-

stätigt.

(52) Der ehemalige ukrainische Si-

cherheitschef hat zugegeben, dass die

Scharfschützen-Attacken (auf dem Mai-

dan),  die  den  ukrainischen  Staatss-

treich  einleiteten,  von  den  neuen

Machthabern veranlasst, aber der alten

Regierung angelastet wurden.

(53)  Der  britische  Spionagedienst

hat  zugegeben,  dass  er  gefälschtes

kompromittierendes oder beleidigendes

Material  auf  Websites  von  (oder  E-

Mails an) Zielpersonen platziert, um ih-

nen zu schaden.

Der  hinterhältige  Trick  ist  so  ge-

bräuchlich, dass er schon vor Hunder-

ten von Jahren einen speziellen Namen

erhalten hat.
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Als  "Terrorismus  unter  falscher
Flagge"  werden Angriffe  einer  Regie-
rung auf  die  eigene Bevölkerung be-
zeichnet, für die andere verantwortlich
gemacht werden.  Damit werden dann
Angriffe  auf  diejenigen  gerechtfertigt,
denen man die eigenen Übergriffe an-
gelastet hat. Wikipedia definiert sie so:

Der  Ausdruck  "falsche Flagge"  ist
ein  nachrichtendienstlicher,  politischer
und militärischer Begriff, der ursprüng-
lich aus der Seefahrt  stammt.  Er be-
zeichnet  eine  verdeckte  Operation,
meist des Militärs oder eines Geheim-
dienstes,  die  zur  Verschleierung  der
Identität  und  der  Absichten  des  tat-
sächlichen Urhebers vorgeblich von ei-
ner  anderen,  dritten  Partei  durchge-
führt  wird.  Die  Aktion  wird  also  zum
Schein aktiv einem unbeteiligten Drit-
ten zugeschrieben,  wobei  dieser eine
Einzelperson,  eine  Organisation,  eine
religiöse bzw.  Volksgruppe oder auch
ein Staat  sein kann.  Der  tatsächliche
Akteur handelt dabei also „unter einer
falschen  Flagge“,  was  typischerweise
vom  gezielten  Einsatz  von  Desinfor-
mation begleitet wird und zum Schutz
vor der Entdeckung des wahren Urhe-

bers  strengster  Geheimhaltung  unter-
liegt.

Der Ausdruck geht auf die Piraten
zurück, die sich einem Schiff, das sie
entern  wollten,  unter  falscher  Flagge
näherten, um die Besatzung des frem-
den Schiffes zu täuschen und dessen
Flucht zu verhindern.  Diese Kriegslist
hat  sich  so  bewährt,  dass  sie  heute
von allen Armeen (und Geheimdiens-
ten) zu Lande, zu Wasser und in der
Luft angewandt wird.

Wie Personen der Geschichte
"Angriffe unter falscher 
Flagge" einschätzen

"Eine Geschichte der Angriffe unter
falscher Flagge belegt, wie Menschen
zu manipulieren sind.  Einzelpersonen
sind dabei nicht so leicht zu täuschen
wie Gruppen, Parteien,  Nationen und
Epochen." – Friedrich Nietzsche

"Terrorismus  ist  die  beste  politi-

sche Waffe, denn nichts trifft die Men-

schen härter als Angst vor dem plötzli-

chen Tod." – Adolf Hitler

"Warum  wollen  die  Leute  keinen

Krieg? ... Aber schließlich sind es die

Führer  des  Staates,  die  über  die

Politik bestimmen, und Menschen sind

nun einmal leicht zu beeinflussen, un-

abhängig davon,  ob es sich um eine

Demokratie  oder  eine  faschistische

Diktatur, ein Parlament oder eine kom-

munistische  Diktatur  handelt.  …  Ob

sie wählen können oder nicht, die Leu-

te  wollen  immer  dem  Führer  folgen.

Sie  sind  ganz  leicht  zu  lenken.  Man

muss ihnen nur einreden dass sie an-

gegriffen  werden,  und  den  Pazifisten

vorwerfen,  dass  sie  aus  Mangel  an

Patriotismus das Land gefährden. Das

funktioniert überall." - – Hermann Gö-

ring

"Am leichtesten lässt sich die Kon-

trolle  über  eine  Bevölkerung  durch

Terrorakte  gewinnen.  Die  Leute  ma-

chen alles mit, wenn sie ihre persönli-

che  Sicherheit  bedroht  sehen."  -  

– Josef Stalin

(Es handelt sich nicht um originale
Zitate,  sondern  um  Rückübersetzun-
gen aus dem Englischen.)

komplette Fassung mit Internet-Links
der Quellen in www.luftpost-kl.de – 

Nr. 048/15

Medien im Krieg – Krieg in den Medien 
Gespräch von Jens Wernicke mit Jörg Becker, Politikwissenschaftler an der Uni Marburg

Dass die  Medien  sehr  wohl  auch
einseitige Propaganda, ja, Lügen ver-
breiten, ist vielen spätestens seit dem
Machtkampf um die Ukraine mehr als
bewusst. Ist die Einseitigkeit hierbei je-
doch nur Zu- oder eher Regelfall? Und
wie kommen sie eigentlich in die Welt
– all die Kriegseintritts- und sonstigen
Lügen? Zu diesen Fragen sprach Jens
Wernicke  mit  Jörg  Becker,  der  seit
Langem hierzu arbeitet und forscht.

J.W.: Herr Becker, Ihr neues Buch,
das demnächst erscheint und das Sie
selbst  als  eine  Art  Lebenswerk  be-
zeichnen,  trägt  den  Titel  „Medien  im
Krieg – Krieg in den Medien“. Was ist
Ihr Anliegen mit diesem Buch? Worum
geht es?

Ich  habe  mit  diesem  Buch  ein
mehrfaches Anliegen. Der doppelte Ti-
tel  soll  darauf  hinweisen,  dass  jede
Auseinandersetzung  mit  diesem The-
ma dann völlig zu kurz greift, wenn sie

sich darauf beschränkt, allein über ver-
zerrte Inhalte nachzudenken, also nur
auf  Kriegsberichterstattung  orientiert.
Die ist zwar selbstverständlich wichtig,
aber es geht vor allem um die gesell-
schaftlichen Strukturen, die derlei ver-
logene Berichterstattung bedingen. 

Daher spreche ich in diesem Buch
auch  über  die  Tätigkeiten  von  PR-
Agenturen, die mit aktivem Kriegsmar-
keting  in  den  Medien  Profit  machen,
vom  völkerrechtswidrigen  Bombarde-
ment  von  Mediengebäuden  im Krieg,
davon,  wie  elitäre  soziale  Netzwerke
zwischen  Medien  und  Politik  das
Kriegsgeschäft  hochschrauben  und
beschreibe,  dass sich in  Kriegszeiten
auch  NGOs  vor  den  militaristischen
Karren  der  Mainstream-Medien span-
nen  lassen.  Ich  bin  kein  Medienwis-
senschaftler,  der sich damit zufrieden
gibt, sich schlaue Gedanken über die
Inhalte in den Medien zu machen, son-
dern  Politikwissenschaftler,  der  die

politischen  Bedingungen  jenseits  der
Inhaltsebene analysieren will. 

Wichtig  ist  mir  in meinem ganzen
Buch  auch  ein  historischer  Gedanke
und  das  in  zweierlei  Hinsicht.  Zum
einen mache ich kontinuierlich darauf
aufmerksam,  dass  es  besonders  zu
Kriegsanfang  bestimmte  Kriegslügen
in den Medien schon immer gegeben
hat, zum anderen kann ich den histori-
schen Gedanken an meinem eigenen
Berufsleben verdeutlichen, da ich nun
seit vierzig  Jahren an diesem Thema
arbeite. 

J.W.: Mit „historischem Gedanken“
meinen Sie also die  Entwicklung von
Kriegslügen und -propaganda über die
Zeit?

Ja,  genau das. In  der  Schule ha-
ben wir  alle  von dem von den Nazis
am 31. August 1939 fingierten Überfall
auf  den Sender Gleiwitz als Vorwand
für den deutschen Überfall  auf  Polen
gehört.  Und wir  haben in  der  Schule
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doch ebenso gelernt, dass der Überfall
auf amerikanische Schiffe 1964 in der
Bucht von Tonkin nur vorgetäuscht war,
um den USA einen Vorwand zu liefern,
den Vietnamkrieg beginnen zu können.
Wo steht geschrieben, dass es solche
Lügen nicht mehr gibt? Was lernen wir
endlich  aus  solchen  Lügenkriegsge-
schichten? Warum sind die deutschen
Medien  nicht  wenigstens  nachträglich
zu  Selbstkritik  fähig,  wenn  sie  schon
1964 die gesamten amerikanischen Lü-
gen mitgetragen haben? 

J.W.: Lassen Sie uns das bitte an-
hand  des  Irakkrieges,  der  mich  politi-
sierte  und  den  Sie  –  neben  anderen
Kriegen – in Ihrem Buch auch analysie-
ren,  bitte  einmal  durchgehen.  Welche
„Lügen“  gab es hier genau – und wie
kamen diese in die Welt?

Dieser Krieg spielt im Rahmen mei-
nes  Buches  eine  besondere  Rolle,
denn… 

1. Die exklusive Rolle des TV-Sen-
ders CNN und die über das Fernsehen
öffentlich  ausgetragenen  Duelle  zwi-
schen  Saddam  Hussein  und  George
Bush senior waren in ihren Auswirkun-
gen derartig stark, dass man seit die-
sem Krieg vom CNN-Faktor spricht und
damit  also  eine  komplette,  perfekte,
mediale Kriegsinszenierung meint.

2. Da sich diese mediale Inszenie-
rung auch innerhalb  aller  Nahoststaa-
ten abspielte, die dortigen TV-Zuschau-
er  aber  die  US-amerikanische Sieger-
pose  von  CNN  nicht  länger  ertragen
konnten und wollten,  führte dies 1996
zur Geburtsstunde eines neuen globa-
len TV-Senders, nämlich Al-Dschasira.

3.  Dieser  sogenannte  Zweite  Irak-
krieg  war  der  wichtigste  Krieg  nach
1945, in dem die Medien Saddam Hus-
sein als einen Wiedergänger von Adolf
Hitler verteufelten. Tauchte nach 1945
ein  Vergleich  mit  Auschwitz  in  deut-
schen Medien erst während des Biafra-
kriegs 1967/70 auf, so verkauften dann
US-amerikanische  PR-Agenturen  den
Medien  dieser  Welt  das  Doppelpaket
Auschwitz  +  Slobodan  Miloševic  als
weiteren  Wiedergänger  Hitlers  höchst
professionell  im  bosnischen  Medien-
krieg 1992/95 gegen Serbien.

Und auch die  ganze  Lügerei  lässt
sich  gut  im  Sommer  2003  zu  Beginn
des  Irak-Krieges  nachzeichnen.  Wie-

derum  brauchte  man  einen  Vorwand,
um  ein  Land  anzugreifen.  Ich  nenne
mal  ein  paar  der  damals  wichtigsten
Lügen. Die al-Qaida-Lüge, also, die ab-
surderweise  unterstellte  Kooperation
von Saddam Hussein mit al-Qaida, die
Niger-Lüge nach der der Irak aus dem
Niger  Uran  gekauft  haben  sollte,  die
Lüge  über  Massenvernichtungswaffen
im Irak, die Lüge, der Irak verfüge über
Raketen mit einer Reichweite von 200
Kilometern  oder  die  Lüge,  dass  die
Hussein-Statue  in  Bagdad  durch  die
irakische  Bevölkerung  gestürzt  wor-
den  sei,  obwohl  dieser  Sturz  eine
höchst  geschickte  Bildmanipulation
des amerikanisches Militärs war.

Im Übrigen diente in  Deutschland
die Lüge von einem sogenannten Huf-
eisenplan  Verteidigungsminister  Ru-
dolf  Scharping  im  Frühling  1999  zur
Rechtfertigung  der  NATO-Intervention
in den Kosovo. 

Skandalös sind aber nicht nur diese
Lügen, skandalös ist  es ebenso, dass
solchen Lügen nachher, wenn sie auf-
fliegen, nichts folgt. Warum setzte der
von  einem Minister  angelogene  Deut-
sche  Bundestag  keinen  Untersu-
chungsausschuss  ein?  Warum  wurde
gegen  Scharping  kein  Strafverfahren
eingeleitet?  Warum  beschäftigte  sich
der Deutsche Presserat nicht mit dieser
Lüge? 

J.W: …und wie kommt man derlei
Lügen  schließlich  auf  die  Spur?  Und
wer denkt  sie sich aus und verbreitet
sie?

Auch wenn es sich wie eine platte
Verschwörungstheorie  von  Klein-
Schmittchen  anhört,  ist  es  doch  eine
empirisch überprüfbare Tatsache, dass
sich  weltweit  inzwischen  viele  PR-
Agenturen gegen Profit Kriegslügen im
Auftrag  sehr  unterschiedlicher  Krieg
führender  Regierungen  mit  wissen-
schaftlicher Strenge systematisch aus-
denken und deren öffentliche Wirksam-
keit  gemeinsam  mit  ihren  Auftragge-
bern  auch  nachträglich  noch  evaluie-
ren. 

Dazu gibt es in meinem Buch nicht
nur  aus  den  Balkan-Kriegen,  sondern
auch aus dem Georgienkrieg im Som-
mer 2008 viele Beispiele.  Regelrechte
Signalwörter  in  der  Medienberichter-
stattung, die auf die Arbeit professionel-

ler PR-Berater und Spin-Doktoren hin-
deuten,  sind  dabei  aktuell  „Flucht“,
„Vertreibung“  und  „Genozid“.  Diese
Wörter  sind  deswegen  inzwischen  zu
inhaltsleeren  Signalwörtern  verkom-
men, weil sie in dem rechtlich mehr als
fragwürdigen Kontext  einer „Responsi-
bility to Protect“ als Lackmustest dafür
gelten, ob irgendeine Großmacht Men-
schenrechte  sozusagen  mit  Unterstüt-
zung  durch  die  eigene  Bevölkerung
„herbeibomben“ darf. 

Mediale  Kriegslügen kann man oft
aber  auch  an  immer  denselben  und
häufig  wieder  kehrenden  Motiven  er-
kennen. So beispielsweise verwundete
Kleinkinder,  besonders  grausame
Kriegshandlungen,  Misshandlungen
von Frauen,  Negativberichte usw.  usf.
Leider erweist sich so manche mediale
Kriegslüge aber  erst  dann als  richtige
Lüge,  wenn  Generationen  später  Re-
gierungsarchive  geöffnet  werden  dür-
fen,  die  dann  auch  einer  Auswertung
durch die Forschung zur Verfügung ste-
hen. Meine Erfahrung lehrt mich, dass
mediale  Kriegslügen  durchweg  noch
sehr viel  dreister waren,  als man dies
zeitgenössisch  mit  guten  Gründen  je-
weils hätte vermuten können. 

J.W.:Ich bin mal absichtlich ein we-
nig  naiv  und frage  mit  Erich Kästner:
„Wo bleibt denn in Ihrem neuen Buch
das Positive, Herr Becker? Gibt es das
denn gar nicht?“

Doch,  doch,  das zeige  ich in  mei-
nem  Buch  auch.  So  distanzierte  sich
beispielsweise  am 31.  März 2003 der
Gesamt-  und  Konzernbetriebsrat  der
Axel  Springer AG in einer öffentlichen
Erklärung von der „überwiegend einsei-
tigen Berichterstattung über den Krieg
im Irak“  durch Zeitungen des eigenen
Hauses.  Und nur  kurz  darauf  brachte
die  “BILD“  eine  Ausgabe,  in  der  nur
noch Irakkriegsgegner zu Wort kamen.
Man sieht also: Widerstand lohnt sich.

Vollständiger Beitrag auf
www.nachdenkseiten.de
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Wann beginnt der Vorkrieg? - “Krieg um die Köpfe”
von Dr. Mechthild Klingenburg-Vogel, Fachärztin für Psychotherapeutische Medizin – Psychoanalyse, Kiel

Die Berichterstattung in den Medi-

en prägt  das Bild,  das sich Millionen

Menschen von der Situation in einem

Land  machen.  Die  so  vermittelte

Wahrnehmung  kann  handlungsrele-

vant werden. 

„Invalide waren wir durch die Rota-

tionsmaschinen,  ehe  es  Opfer  durch

Kanonen  gab!“  sagt  Karl  Kraus  über

den I. Weltkrieg. Was verkrüppelt wird

durch  die  Rotationsmaschinen,  durch

Medien, die den Gegner zum Feindbild

dämonisieren, ist die Fähigkeit zur Em-

pathie und die Fähigkeit zum Perspek-

tivwechsel, d.h. einen Konflikt auch mit

den Augen des Gegners betrachten zu

können. 

Seit  dem  Vietnamkrieg  wurde  die

Kriegs-entscheidende  Bedeutung  der

Berichterstattung erkannt und führte zu

einer  neuartigen  militärischen  Strate-

gie:  Der  Informationskriegsführung.

Journalisten werden in die kämpfende

Truppe „eingebettet“  und an der Hei-

matfront tobt seither der Informations-

krieg.  Lange bevor  der  erste  Schuss

fällt, wird die Sprache korrumpiert und

militarisiert, Nachrichten werden unhin-

terfragt  einseitig  dargestellt  oder  es

werden  bewusst  falsche  Behauptun-

gen verbreitet. Die dreiste Brutkasten-

lüge, irakische Soldaten hätten bei der

Invasion Kuwaits  im Jahr  1990 Früh-

geborene  aus  ihren  Brutkästen  ge-

schleudert und die Brutkästen geraubt,

die von der größten PR-Agentur in den

USA auf Veranlassung Kuwaits insze-

niert  wurde,  zielte  darauf,  durch  die

heftige  Emotionalisierung  -  wehrlose

Babies,  die  elterliche  Schutzinstinkte

mobilisieren  -  den  Kriegsseintritt  der

USA gegen den Irak zu befördern. 

Die  Visualisierung  von  Begeben-

heiten,  Behauptungen  und  scheinba-

ren  Beweisen  appelliert  an  unser

Grundvertrauen in das Sichtbare: Was

ich sehe ist doch real. Die Macht sol-

cher  Bilder  wirkt  deshalb  viel  stärker

als  nachträgliche  korrigierende  Klar-

stellungen, weil das Gehirn Informatio-

nen,  die  mit  starken  Emotionen  ver-

bunden  sind,  viel  nachhaltiger  spei-

chert und das Gedächtnis auf dem ein-

mal  Gelernten  beharrt.  Propaganda

braucht keine wirklichen Beweise: Man

muss  falsche  Behauptungen  nur  oft

genug wiederholen, damit sie schließ-

lich geglaubt werden. Auch wehrt sich

etwas  in  uns  dagegen,  Fehler  oder

Verführt-Worden-Sein  einzugestehen,

die  Ent-Täuschung  muss  verdrängt

werden.

Das  Nicht-Berichten  von  abwei-

chenden  Informationen trägt  zu  einer

Art  Homogenisierung  des  Denkens

bei, in dem sich praktisch die gesamte

Bevölkerung im Recht wähnt. Dies ist

erklärbar  durch  das  Bedürfnis,  das

Selbstideal  -  „Wir  sind  die  Guten“  -

verleugnend aufrecht zu erhalten, was

einem  kollektiven  falschen  Selbst

gleichkommt.  „Die  gute  Meinung  von

sich selbst“  ermöglicht,  Fürchterliches

zu begehen und dabei „noch das Ge-

fühl zu haben, anständig geblieben zu

sein“, wie Himmler in seiner berüchtig-

ten Posener Rede 1943 in Bezug auf

die  Massenerschießungen  im  Osten

sagte. 

Der  Konflikt  zwischen  Autonomie

und Abhängigkeit  und die Anpassung

an den Mainstream:  Kritisches, diffe-

renzierendes Denken erfordert psychi-

sche  Arbeit  gegen  den  regressiven

Sog des Mainstreams. Eine autonome

Position bedeutet,  dem Wunsch nach

Zuge-Hörigkeit zur Großgruppe zu wi-

derstehen. Die Sehnsucht nach Über-

einstimmung  mit  den  Mächtigen,  die

im Unbewussten die Elternposition ein-

nehmen,  entspricht  letztlich  dem  Be-

dürfnis nach Abhängigkeit und Geliebt-

werden.  Eigen-Ständigkeit  kann  des-

halb schuldhaft als „böse“ erlebt  wer-

den.  Die Angst,  bei  Widerspruch aus

der Gruppe ausgestoßen und dadurch

in  der  eigenen  Identität  bedroht  zu

werden,  führt  häufig  zur  Verleugnung

von  widersprüchlichen  Wahrnehmun-

gen und so zu ambivalenzfreier Selbst-

gleichschaltung. Warnende werden als

„hysterisch“,  Zweifler  und  Kritiker  als

„Verschwörungstheoretiker“ oder aktu-

ell als „Putin-Versteher“ diffamiert. 

Kriegsrechtfertigungen 

Der  Legitimation  eines  „gerechten

Krieges“  dient  die Darstellung der  ei-

genen  kriegerischen  Aggression  als

„Selbstverteidigung“,  ebenso  die  Be-

teuerung,  dass  man selbst  ja  keinen

Krieg  wollte,  er  einem  aber  von  der

gegnerischen  Seite  „aufgezwungen“

wurde  oder  aus  Bündnisverpflichtun-

gen folge. Zur Kriegsbegründung wer-

den  Tatsachen  verdreht,  feindliche

Überfälle provoziert  oder  „false-flag“-

Aktionen vorgetäuscht.  Durch  derarti-

ge Versuche sich als Opfer feindlicher

Übergriffe  darzustellen,  soll  die  einen

Krieg ablehnende eigene Bevölkerung

gewonnen werden. 

Die Rolle von Feindbildern 

Fremdenfurcht  ist  ein  wichtiger,

Gruppenaggression  auslösender  Fak-

tor. Der Angst vor Überfremdung, vor

religiöser  und  kultureller  Unter-

drückung liegt oft eine unsichere Iden-

tität zugrunde. 

Feindbild-Denken gründet sich auf

Entmenschlichung und Dämonisierung

des Anderen.  Der  Feind wird  mit  be-

drohlichen  Charakteristika  -  bösen

Schlitzaugen  -  oder  als  gefährliches

Ungeziefer   gezeichnet,  der  morde,

vergewaltige,  plündere,  Kulturschätze

zerstöre und verbotene Waffen einset-

ze, während die eigenen Soldaten „an-

ständig“ Krieg führten - die israelische

Armee  IDF  als  „die  moralischste  Ar-

mee der Welt“. 

Der Feind: Ein neuer Hitler

Oft wird der Feind vereinfachend in

seinem  Führer  personifiziert,  Milose-

vic, Saddam Hussein, Gaddafi, Assad

wurden  mit  Hitler,  dem  Inbegriff  des

Bösen verglichen. Dies führt zur reflex-

haften Bereitschaft, das Volk von die-

sem Diktator befreien zu müssen. - Die

Irritation,  dass  diese  Diktatoren  noch

kurz zuvor „beste Freunde“ waren und

erst  zu  Bösen mutierten,  als sie  sich

dem  Einfluss  der  USA  zu  entziehen

versuchten, indem sie z.B. das Mono-

pol des Petrodollars angriffen, findet in

den großen Medien wenig Beachtung. 

Mit  neuen  strategischen  Begriffen

wie „Responsibility to protect“ und „hu-

manitäre  Intervention“  sowie  mit  dem

„hybriden  Bild“  des eigenen Soldaten

als friedlichem Brunnen- und Schulen-

bauer  oder  Medien-wirksam  Nah-

rungsmittel  verteilend wird  die  blutige

Realität des Krieges verschleiert, zivile
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Opfer  werden  als  „Kollateralschäden“

bedauert oder sie werden dem Gegner

zugeschoben, der sie als „menschliche

Schutzschilde“ missbraucht habe. 

Die  aktuelle  Ukraine-Krise  ist  von

einem  massiven  Rückfall  in  Kalte-

Kriegs-Rhetorik  begleitet,  in  der  alte

Feindbilder vom bedrohlichen, unbere-

chenbaren Russen Hochkonjunktur ha-

ben. Dabei wird die eigene Aggression

der  Osterweiterung  der  NATO  auf

Russland projiziert und einseitig Russ-

land gefährliche Expansionsbestrebun-

gen unterstellt. Vermutlich wird auch in

Russland  das  kollektive  Trauma  aus

den beiden Weltkriegen und die damit

verbundene Angst vor einem erneuten

Überfall  propagandistisch  funktionali-

siert. 

Kollektive 
Traumatisierungen

Die Aktivierung kollektiver Traumati-

sierungen, durch die die Angst, wieder

zum  Opfer  zu  werden,  funktionalisiert

und  Schutz  bei  einem  Mächtigen  ge-

sucht wird, wird oft demagogisch miss-

braucht. 

Unter Trauma versteht man ein Er-

eignis, das durch intensivste Erregung

den  Reizschutz  durchbricht,  die  seeli-

sche  Verarbeitungssfähigkeit  überfor-

dert  und  bisherige  Orientierungen  in

der Welt erschüttert.  Traumatische Er-

fahrungen  können  nicht  symbolisiert

und nicht integriert werden.  Sie haben

bedrängendem  Wirklichkeitscharakter,

zerstören die Fähigkeit zu denken und

tendieren  durch  den  Drang,  handelnd

die  Ohnmacht  zu  überwinden,  dazu,

wiederholt zu werden. Um ein Trauma

seelisch fassen zu können, wird ihm oft

nachträglich eine sinnhafte Bedeutung

zugeschrieben.

Trauerarbeit als Mittel zur 
Versöhnung 

Reife  Trauerarbeit  kann durch  ge-

genseitige  Schuldanerkenntnis  und

Verantwortungsübernahme  Versöh-

nung ermöglichen. 

Der Kniefall Willy Brandts 1970 am

Mahnmal  für  den  Aufstand  im  War-

schauer Ghetto war eine derartige sym-

bolische  Übernahme  von  Verantwor-

tung, Anerkennung von Schuld und Bit-

te um Vergebung. Die Wahrheits- und

Versöhnungskommissionen  in  Südafri-

ka  stellen  für  mein  Empfinden  einen

Kulturfortschritt dar. Die Abbildung von

Opfern,  dem  Jungen  aus  dem  War-

schauer Ghetto, die nackte vietnamesi-

sche Frau auf der Flucht vor Napalm,

dem  durch  die  Ölverseuchung  des

Meeres im 2. Golfkrieg sterbenden Kor-

moran,  ermöglichen  eine  Identifikation

mit den Opfern, indem wir in ihrer Ver-

wundbarkeit uns selbst erkennen. 

Durch die Aktivierung latenter Ängs-

te  regredieren  Großgruppen  auf  die

sog.  „Kampf-  und  Flucht-Einstellung“.

Rachephantasien sollen das durch De-

mütigung und Ohnmachtserfahrung be-

schädigte,  traumatisierte  Selbst  repa-

rieren,  um wieder  Kontrolle  zu  gewin-

nen, aktiv Handelnder zu sein.

Der  Wunsch,  das  Trauma  unge-

schehen  zu  machen,  führt  dazu,  das

Trauma  sozusagen  auszustoßen,  in-

dem es anderen zugefügt wird. 

Auschwitz instrumentalisiert

In  der  Bundesrepublik  fordert  das

kollektive  Schuld-Trauma  „Auschwitz“

ein  unbedingtes  „Nie  wieder!“   Auch

dieses  „Nie wieder“  wurde   1999  in-

strumentalisiert, um im Kosovokrieg die

Bereitschaft  für  eine  erstmalige  deut-

sche  Beteiligung  an  einem  Kriegsein-

satz der NATO – noch dazu ohne UN-

Mandat – zu rechtfertigen, um einen –

fraglichen - Völkermord zu verhindern. 

„Auschwitz“ als Symbol für schreck-

liche Schuld wurde Teil der deutschen

Großgruppen-Identität. 

Angesichts  der  erst  spät  diskutier-

ten Verbrechen der Wehrmacht im Os-

ten  fällt  auf,  dass  es  zu  keiner  ver-

gleichbaren  Anerkennung  von  Schuld

gegenüber  der  Sowjetunion  kam.  Die

unterlassene  Schuldanerkenntnis  trägt

zu  der  latenten  Angst  vor  russischer

Rache bei.

„Wir sind die Guten“

Die Auseinandersetzung mit der ei-

genen Mitverantwortung für die Nazizeit

wurde 1945 in der BRD durch rasche

Identifikation  mit  „den  Guten“,  dem

„freien“  Westen,  abgewehrt  und  die

selbst  erlittenen,  tatsächlich  auch

schlimmen  deutschen  Opfer  wurden

dagegen gehalten. Im Bündnis mit den

Westmächten  wurde  die  Sowjetunion

neuer,  alter  Feind,  und  wurde  durch

den  Zusammenbruch  1990  wirtschaft-

lich dann doch noch besiegt. 

Mit  der  Wiedervereinigung  schien

die unbewusst als Strafe für die Verbre-

chen im Dritten Reich erlebte deutsche

Teilung  rückgängig,  wie  ungeschehen

gemacht.  Heute sind  „wir  wieder  wer“

und deshalb wollen wir  nun auch wie-

der militärisch in der Welt mitmischen.

Holocaust contra Israel-
Kritik

Das  kollektive  Trauma  des  Holo-

caust ist für Juden und für Deutsche zu

einem  wesentlichen  Aspekt  des  eige-

nen Selbstverständnisses geworden.

Für Deutsche ist der Holocaust mit

so viel Schuld und Schamgefühlen ver-

bunden, dass aus Angst, wieder als an-

tisemitisch  gebrandmarkt  zu  werden,

die  bedingungslose  Solidarität  mit  der

Politik Israels „Staatsräson“ ist, statt ge-

rade aus der eigenen Erfahrung des zu

Tätern  Gewordenseins  auch  kritisch-

vermittelnd Stellung zu beziehen. 

Auf  die  Frage,  „wann  beginnt  der

Vorkrieg“ muss ich antworten: der Vor-

krieg  hat  nicht  nur  längst  begonnen,

sondern  ist  längst  als  Ausbeutungs-

krieg gegenüber  der  Dritten Welt,  der

Natur,  aber  auch  gegenüber  dem zu-

rückgelassenen  Prekariat  übergegan-

gen.  

Meine  Hoffnung  ist,  dass  Aufklä-

rung,  Vernunft.  Liebe  zum Leben und

immer  mehr  entschieden  nach  ande-

ren, Ressourcen schonenden, nachhal-

tigen  Lebensformen  suchende  junge

Menschen  stark  genug  sein  können,

um das Steuer noch herum zu reißen

und eine zukünftige, unabsehbare Ka-

tastrophe zu verhindern. 

Im  Wissen,  wie  verführbar  Groß-

gruppen  sind,  Konflikte  durch  Gewalt

lösen zu wollen, und wie gefährlich labil

der Zustand unserer Welt ist, kann nur

die - vielleicht utopische - Hoffnung, auf

eine Welt-Innenpolitik mit Anerkennung

des  alleinigen  Gewaltmonopols  einer

neutralen UNO und dem Primat  ziviler

Konfliktprävention,  einschließlich  der

Durchsetzung  weltweiter  ökologischer

und  sozialer  Gerechtigkeit  den  immer

gefährlicheren Kreislauf von Krieg und

Traumatisierung durchbrechen.  
Der Artikel ist ein  redaktionell

bearbeiteter Vortrags-Auszug von
der Tagung „Krieg um die Köpfe.
Der Diskurs der Verantwortungs-
übernahme“, Berlin, 5. - 8.3.2015
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Wissen ist Macht: US-Sammelwut
von Armin Wertz, Jornalist und Buchautor

Der  Fall  der  Berliner  Mauer,  der

Untergang  des  Sowjetreiches  sowie

die wachsende Bedeutung neuer Kom-

munikationsformen  und  des  Internets

veranlassten  die  Planer  im Pentagon

und die Agenten der diversen Geheim-

dienste,  sich neue Tätigkeitsfelder  zu

erschließen: die virtuelle Cyberwelt. 

Als 2008 „ein ausländischer Nach-

richtendienst“,  wie  Lynn  behauptete,

versuchte,  in  die  Systeme  einiger

NSA-Generale einzudringen, war dies

„ein Weckruf“ und ein „Wendepunkt in

der  US-Cyber-Strategie“,  vergleichbar

mit  1939,  als  Präsident  Franklin  D.

Roosevelt  jenen Brief  erhielt,  in  dem

ihn Albert Einstein vor der Möglichkeit

eines  Atomkrieges warnte.  Und 2011

schließlich  drohte  Präsident  Barack

Obama  unverhohlen  mit  Krieg.  Die

USA sahen sich im Internet  im Krieg

und  behielten  sich  das  Recht  vor,  in

Zukunft  auf  Hacker-Attacken  in  ihre

Systeme  mit  konventionellen  Waffen

zu reagieren. Sollte irgendein Land mit

Viren, Würmern oder Trojanern in die

USA eindringen, riskiere es einen Ge-

genangriff  mit  allen  militärischen  Mit-

teln,  mit  Kampfflugzeugen,  Panzern

und Truppen. Dabei sind die USA die

emsigsten  Lauscher  und  Hacker  von

allen.

2009  richtete  das  Pentagon  das

U.S.  Cyber  Command  (CYBERCOM)

mit  einer  Cyberoperationszentrale  auf

dem Luftwaffenstützpunkt Lackland bei

San  Antonio,  Texas,  mit  zunächst

7000  Luftwaffenangehörigen  ein.  CY-

BERCOM dient vorrangig dem Schutz

der Spionagesatelliten im Orbit.  Dazu

entwickelt das Pentagon einen fliegen-

den Schild unbemannter Drohnen.

Vierzig  Kilometer  nordöstlich  von

Washington befindet sich Fort George

G. Meade, kurz Fort Meade, mit zahl-

reichen Regierungsbehörden,  wie  der

Defense Information School, dem De-

fense  Courier  Service,  dem  United

States  Cyber  Command  und  dem

Hauptquartier  der größten und mäch-

tigsten  Geheimdienstorganisation  der

Welt,  der  National  Security  Agency

(NSA).  Schon 2006 sprach ein Fach-

mann in der Zeitung USA Today von

der „größten Datenbank, die je auf der

Welt aufgebaut wurde“, wobei das Ziel

„eine Datenbank über jedes jemals ge-

führte Telefonat“ sei.

Die 1945 gegründete NSA verfügte

2007  über  54  Satelliten  und  weltweit

über  zahllose  Lauschanlagen  (von

Waihoapai in Neuseeland über Kojare-

na in Westaustralien und Bad Aibling

in Bayern bis zum Polarkreis), die je-

des Wort, das über eine Telefonverbin-

dung  gesprochen  wurde,  oder  jedes

Fax, jede E-Mail, die über Satellit ver-

schickt wurde, auffingen. 

Gefahren aus dem Internet 
– made in USA

Zwar  betonen  Washingtoner  Cy-

ber-Experten oft die Gefahren, die den

USA aus dem Internet drohen, und re-

den oder schreiben gerne von befürch-

teten Angriffen, die das gesamte Ener-

giesystem  Nordamerikas  lahmen

könnten  (was  nach  Expertenmeinung

allerdings nahezu unmöglich ist, da es

keine zentrale Schaltstation gibt, son-

dern Hunderte staatlicher wie privater

Betreiber, die unabhängig voneinander

operieren).  Besonders  China  „führt

eine  wirtschaftliche  Offensive“  gegen

die USA, behauptet James Lewis, ein

Mitarbeiter  am  Zentrum  für  Strategi-

sche  Studien,  der  zuvor  für  das  Au-

ßen-  sowie  das  Handelsministerium

der Clinton-Regierung gearbeitet hatte.

„Ein Teil  davon ist  Wirtschaftsspiona-

ge, wie wir sie kennen und verstehen.

Ein Teil ist Wilder Westen. Jeder klaut

von  jedem.  Unser  Problem  ist:  Was

können wir  tun? Ich glaube, wir  müs-

sen sie  (die  chinesische Cyberbedro-

hung)  langsam  als  ein  Handelspro-

blem behandeln.“

Dabei  tun  die  Chinesen  nur,  was

Amerikaner  schon  längst  machen.

Schon früh kümmerte sich die NSA um

die  Auftragsbücher  der  amerikani-

schen Wirtschaft. Alleine im Jahr 1993

„verhalf  (das  Spionagenetz)  Echelon

US-Firmen in Übersee zu Verträgen im

Wert von 26,5 Milliarden Dollar, indem

es  Regierungen  in  der  Dritten  Welt

alarmierte.  Minister  akzeptierten  Be-

stechungsgelder.“ So horchte Echelon

die Gespräche des ehemaligen franzö-

sischen  Ministerpräsidenten  Edouard

Balladur  ab  und  verdarb  dem  Rüs-

tungskonzern Dassault ein Sechs-Milli-

arden-Dollar-Geschäft.  Silkworth  fing

Nachrichten  ab,  die  bewiesen,  dass

Verkäufer der europäischen Airbus In-

dustries  saudischen  Beamten

Schmiergelder angeboten hatten. Das

Geschäft  machte  daraufhin  Boeing.

1994 belauschte Echelon die Telefon-

kommunikation  zwischen  Frankreichs

Thomson-CSF und der brasilianischen

Regierung  über  einen  1,4-Milliarden-

Dollar-Vertrag  für  ein  Kontrollsystem

im  Regenwald  des  Amazonas.  Und

„Moonpenny  stellte  sicher,  dass  auf

den Philippinen,  in Malawi,  Tunesien,

Peru  und  im  Libanon  Verträge,  die

sonst  an  europäische  Firmen gegan-

gen wären,  letztendlich an amerikani-

sche Unternehmen gingen“.

In einer Rede im Mai 2009 veran-

schlagte Präsident Obama die Verlus-

te amerikanischer Unternehmen in den

Jahren 2007 und 2008 infolge von Cy-

berspionage auf acht Milliarden Dollar:

„Es wird geschätzt, dass Kriminelle al-

leine im letzten Jahr weltweit geistiges

Eigentum von Firmen im Wert von ei-

ner  Billion  Dollar  gestohlen  haben.“

Nicht  nur  Kriminelle,  auch  die  USA

sind prächtig im Geschäft des Cyber-

space-Diebstahls.  Die  US-Botschafts-

mitarbeiter scheinen gelegentlich weni-

ger der Aufrechterhaltung der diploma-

tischen  Beziehungen  denn  der  Wirt-

schaftsspionage  zu  dienen,  wie  aus

Wikileaks-Dokumenten hervorgeht, die

in den Zeitungen des McClatchy-Pres-
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sekonsortiums, zu denen u. a. der Mia-

mi  Herald,  der  Philadelphia  Inquirer

oder die Sacramento Bee gehören, ver-

öffentlicht wurden.

Nachdem Russland Michail Chodor-

kowski verhaftet und seine Ölfirma Ju-

kos aufgelöst hatte, begannen die USA

eine Art  Ölkrieg gegen das Land. Um

die  alleinige  Dominanz  im  Ölgeschaft

zu  erhalten,  leiteten  die  USA  diverse

gegen  Russland  gerichtete  Operatio-

nen ein. Zunächst heuerte die US-Bot-

schaft in der Slowakei eine texanische

Consultingfirma an,  die  auf  das Ölge-

schaft  spezialisiert  war,  und  begann,

heimlich die slowakische Regierung zu

beraten, wie sie die 49 Prozent Anteile

an der slowakischen Ölpipeline-Gesell-

schaft  Transpetrol  kaufen  konnte,  die

Jukos hielt. Die Texaner, die den Kauf-

verhandlungen  beiwohnten,  versicher-

ten  dem  unerfahrenen  slowakischen

Wirtschaftsminister  Lubomir  Jahnatek,

dass die verlangten 120 Millionen Dol-

lar  für  die  49  Prozent  von  Jukos  ein

Schnäppchen  seien.  Die  russische

Gazprom sei bereit, einen weit höheren

Preis zu bezahlen.

Zu Investitionsvorhaben der 
Konkurrenz gut informiert

Ein anderer Ölkonzern, der den Un-

mut  der  USA auf  sich gezogen hatte,

war der italienische Öl-Gigant Eni. Der

Konzern  hatte  versucht,  sein  Engage-

ment  ausgerechnet  in  zwei  Staaten

auszudehnen, die die USA als Feinde

ansehen: Iran und Russland. „Der Eni-

Vorstand  Paolo  Scaroni  erzählte  dem

Botschafter,  dass  der  iranische  Ener-

gieminister  Eni  Investitionsmöglichkei-

ten  im  südlichen  Pars  und  auf  den

Azadegan Öfeldern angeboten hat“, ist

einem  als  geheim  eingestuften  Kabel

der US-Botschaft in Rom vom 12. Ja-

nuar 2007 zu entnehmen. „Scaroni sag-

te, Eni sei  interessiert an zusätzlichen

Investitionen,  solange  der  Iran  nicht

multilateralen  Sanktionen  unterliege.“

Besonders aufgebracht waren die USA

über Enis Absicht, das neue Geschäft

als  Rückzahlungen  von Schulden des

Irans zu deklarieren, die teilweise noch

aus den 50er Jahren stammten. Als Eni

2009 erneut einen Versuch unternahm,

die  Geschäftsbeziehungen  mit  dem

Iran auszudehnen, meldete die US-Bot-

schaft  nach  Washington:  „Posten

denkt,  dass  es  gute  Grunde für  USG

(US-Regierung)  gibt,  skeptisch  zu

sein.“

Die  Lauschoperationen  der  NSA-

Satelliten brachten den USA noch mehr

Beweise  über  unerwünschte  Ge-

schäftsverbindungen der Italiener.  Wie

einem Kabel der US-Botschaft in Rom

vom  24.  April  2008  –  kurz  vor  Silvio

Berlusconis letzter Amtsübernahme als

Ministerpräsident  –  zu  entnehmen ist,

drängte der Botschafter das State De-

partment und Finanzministerium, Druck

auf  Scaroni  auszuüben.  Diesmal  ging

es um Italiens Geschäfte mit Russland.

Ein Deal mit Eni hatte einerseits Gaz-

prom Zugang zu Libyens Öl verschafft,

wofür Eni andererseits an der Pipeline,

die Gazprom durch das Schwarze Meer

bauen  wollte,  beteiligt  werden  sollte.

Dieses  Projekt  hatte  mit  einem  ähnli-

chen  US-Projekt  konkurriert,  das  die

kaspische  Region  unter  Umgehung

Russlands direkt mit Europa verbunden

hatte. Washington wollte Russland un-

bedingt von Libyens Ölquellen fernhal-

ten.

„Posten wünscht,  die  neue Berlus-

coni-Regierung unter Druck zu setzen,

so dass Eni weniger als Steigbügelhal-

ter für Gazprom handelt“, teilte die US-

Botschaft in Rom ihren Vorgesetzten in

einem vertraulichen Kabel mit. Ein paar

Jahre  später,  am 20.  April  2011,  gab

Scaroni  schließlich  dem  Druck  nach

und  machte  in  einer  Presseerklärung

einen Rückzieher:  Eni  werde  das Ge-

schäft, das Gazprom einen Anteil am li-

byschen  Öl  gegeben  hatte,  zeitweilig

stornieren.

Schon  2007  hatte  Brian  Gladwell,

ein  ehemaliger  Computer-Experte  bei

der NATO, die Einsicht verkündet: „Im

Cyberspace  haben  wir  heute  eine  Si-

tuation,  in  der  staatlich  gesponserter

Diebstahl von Wirtschaftsinformationen

eine Wachstumsindustrie ist.“

Lebende Organismen als 
neue Spionagewerkzeuge 

Inzwischen arbeiten wissenschaftli-

che Einrichtungen im Auftrag der U.S.

Defense  Advanced  Research  Projects

Agency (DARPA) bereits an der nächs-

ten Generation von Spionagewerkzeu-

gen. Jahrelang bastelten Wissenschaft-

ler an sogenannten Micro-Air-Verhicles

(MAVs),  fliegenden  Robotern  von  der

Größe  kleiner  Insekten,  die  ideal  für

Spionagetätigkeiten  waren.  Weil  die

Energieversorgung  dabei  eine  kaum

überwindbare  Schwierigkeit  darstellte,

verfielen  die  Forscher  auf  eine  neue

Idee. Zahlreiche Forschungseinrichtun-

gen in den USA sind längst dabei, völlig

unverdächtige  Spione  zu  kreieren:  le-

bende Insekten, an denen ein paar win-

zige  Veränderungen  vorgenommen

werden  wie  etwa  Stimulatoren  oder

Elektroden,  die  in  ihr  Nervensystem

eingepflanzt  werden.  Wissenschaftler

haben  herausgefunden,  dass  es  viel

einfacher ist,  ein Insektenhirn und da-

mit das Flugverhalten zu kontrollieren,

als MAVs zu bauen.

Darum implantierten Biologen etwa

der Texas A&M University Kakerlaken

schon  im  Entwicklungsstadium  Mikro-

chips  ein,  die  mit  dem  Nerven-  und

Muskelsystem verknüpft wurden. Auch

an der Universität von Michigan und an

der Universität von Kalifornien in Berke-

ley  pflanzten  Wissenschaftler  Hirsch-

hornkäfern und am MIT Motten erfolg-

reich  derartige  mikroelektromechani-

sche Systeme (MEMs)  ein.  Im  bewe-

gungslosen Zustand  ihrer  Entwicklung

– z. B. im verpuppten Zustand – lassen

sich  die  Insekten  einfacher  operieren

und  manipulieren.  Die  ausgewachse-

nen Insekten  verhielten  sich auch mit

der  eingebauten  Hardware  völlig  nor-

mal. So konnten die Forscher den Flug

der Motten steuern.

Sobald  die  Wissenschaftler  diese

Cyborgs oder Cybugs, wie sie genannt

werden, kontrollieren können, sollen sie

zum Einsatz kommen. Ausgerüstet mit

Kameras,  Mikrophonen  und  anderen

Sensoren könnten sie dann von einem

Kontrolleur  gesteuert  werden,  ähnlich

den unbemannten Drohnen, die Ziele in

Afghanistan,  Jemen,  Pakistan,  Soma-

lia, Mali, Mexiko und anderen Ländern

ausspionieren.

Dieser Artikel ist ein  Auszug aus dem
gerade erschienenen Buch „Die

Weltbeherrscher. Militärische und
geheimdienstliche Operationen der

USA“ (vgl. Friedensjournal Nr.2/2015)
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Meinungsmacher: Öffentlichkeitsarbeit der Bundeswehr
von Michael Schulze von Glaßer, Journalist, Kassel

Die deutsche Militärpolitik leidet an

zwei Problemen: Ihr fehlt es an Rück-

halt in der Bevölkerung und an jungen

Leuten  in  der  Bundeswehr.  Letzteres

scheint  sich  gerade  geändert  zu  ha-

ben.  Denn es  war  ein  großer  Erfolg,

den  Verteidigungsministerin  Ursula

von der Leyen Ende Januar verkünde-

te: Es gebe aktuell rund 11.000 freiwil-

lig Wehrdienstleistende - dies sei laut

der Ministerin "der höchste Stand seit

Jahren". Die Tagesschau titelte auf ih-

rer  Website  dementsprechend  einen

Freiwilligenrekord bei der Bundeswehr

- auch andere Medien griffen die Mel-

dung positiv auf.

Allein im Januar hätten etwa 3.500

neue  Rekruten  bei  der  Armee  ange-

fangen. Allerdings: So erfolgreich war

das Werben der Bundeswehr  bei  ge-

nauerer  Betrachtung  nicht.  Rund  ein

Drittel  der  jungen  Leute,  die  ihren

Dienst bei  der Armee antreten, bricht

diesen schon nach wenigen Monaten

wieder ab. Bereinigt man die Zahl der

neuen Rekruten, bleiben der Bundes-

wehr  am Ende dieses  Quartals  etwa

9.800 neue Soldaten. Diese Zahl liegt

nicht viel höher als 2012, dem ersten

Jahr  des  freiwilligen  Wehrdienstes.

Dort  lag sie  abzüglich  der  Abbrecher

bei etwa 9.350 neuen Rekruten.

Von  ihrem  optimalen  Nachwuchs-

bedarf von jährlich 15.000 neuen Re-

kruten  ist  die  Bundeswehr  weit  ent-

fernt.  Und  das,  obwohl  der  Haushalt

für  die  soldatische  Nachwuchswer-

bung in den letzten Jahren ein rasan-

tes  Wachstum  hinter  sich  hat:  2011

gab die Bundeswehr noch weniger als

10 Millionen Euro für die Personalwer-

bung aus. 2012 waren es schon knapp

20  Millionen  und  2015  will  die  deut-

sche Armee über 35 Millionen Euro für

die Rekrutenwerbung ausgeben. Aus-

gezahlt  hat  sich  der  Werbeaufwand

bisher  nicht.  Im  Gegensatz  zu  ihren

Vorgängern schafft es Ursula von der

Leyen aber, die Bundeswehr in der Öf-

fentlichkeit gut zu verkaufen, selbst bei

geringen Rekrutenzahlen.

Umstrukturierung der 
Armee-PR

Dafür baut die Ministerin die Bun-

deswehr  im  Bereich  der  Öffentlich-

keitsarbeit  um. Im April  2014 zog die

"Zentralredaktion  der  Informationsar-

beit  der  Bundeswehr" in  ein  neues

Büro im Berliner Regierungsviertel. Al-

lein sechs Leute betreuen von dort die

Social-Media-Angebote  der  Bundes-

wehr:  Seit  2010  betreibt  die  Armee

einen eigenen Kanal auf der Online-Vi-

deoplattform YouTube (110.000 Abon-

nenten; 43 Mio. Aufrufe) und seit 2011

ist sie auf Facebook (323.000 "Gefällt

mir").

Zudem werden von dort die Werbe-

kampagnen der Armee koordiniert. Auf

die  gerade  auslaufende  allgemeine

Werbe-Kampagne  "Wir.  dienen.

Deutschland" sollte  eigentlich  eine

Kampagne zur Rekrutierung von Frau-

en folgen. Diese wurde aber abgebro-

chen,  nachdem  klischeehafte  Bilder

auf der Website - eine Frau steht vor

einem Kleiderschrank und überlegt ob

sie  das  tarnfarbene  Dress  anziehen

soll - für Spott sorgten. Noch hakt es

hier  und  da.  Dennoch  hat  Verteidi-

gungsministerin Ursula von der Leyen

einen klaren Kurs für eine offensivere

Öffentlichkeit  vorgegeben.  Und  damit

in Zukunft  alles klappt,  werden Medi-

enprofis engagiert.

Neue Chefredakteurin  in der Bun-

deswehr-Zentralredaktion  ist  seit  An-

fang  des  Jahres  die  bisherige  ARD-

Fernsehkorrespondentin  Andrea

Zückert,  eine  Zivilistin:  "Ich  habe  die

Seite gewechselt - aus Überzeugung",

schreibt  Zückert  im Vorwort  der Bun-

deswehr-Wochenzeitung  aktuell.  Es

gehe ihr bei ihrer Arbeit nicht nur dar-

um,  die  Bundeswehr  als  "attraktiven

Arbeitgeber"  darzustellen:  "Vielmehr

soll  die  Überzeugung  greifen,  ohne

Bundeswehr sind Frieden und Freiheit

in  Sicherheit  kaum  vorstellbar." Das

Engagement  der  Soldaten  verdiene

es, medial überzeugend dargestellt zu

werden,  so  Zückert:  "Bundeswehr-

Medien sollen verstärkt auch in die Öf-

fentlichkeit wirken", so die Journalistin

zum  Plan  von  Ministerin  von  der

Leyen.

Lang geplante Werbe-
Offensive

Vorbereitet  wurde  diese  Strategie

schon von den Vorgängern  der  jetzi-

gen Verteidigungsministerin:  Im Som-

mer 2010 veranstaltete die "Akademie

für  Information  und  Kommunikation"

der Bundeswehr in Strausberg bei Ber-

lin erstmals die "Govermedia", ein mit

Unterbrechung im Jahr 2013 jährliches

Symposium,  bei  dem  Journalisten,

Politiker, PR-Profis und Medienwissen-

schaftler der Armee und anderen Be-

hördenvertretern beibringen sollen, wie

öffentliche Kommunikation im Zeitalter

neuer Medien funktioniert.

2010 fand die "Govermedia" unter

dem Motto "Journalismus und bürger-

nahe Kommunikation im digitalen Zeit-

alter"  statt.  Ein  Jahr  später  lag  der

Schwerpunkt auf dem Thema "Behör-

denkommunikation  digital  gestalten".

2012 konzentrierte sich die Veranstal-

tung  unter  dem  Motto  "Die  Zukunft

tickt digital" auf soziale Medien und auf

der letzten "Govermedia" im Jahr 2014

ging es um "Social Media Monitoring".

Bereits kurz nach dem ersten Sympo-

sium 2010 nahm die Armee ihren You-

Tube-Kanal  in  Betrieb.  Auch  andere

den Militärs auf der "Govermedia" vor-

getragene Ideen scheinen mit Blick auf

den  aktuellen  Ausbau  der  Bundes-

wehr-PR umgesetzt zu werden. Lang-

sam kommt die Werbeeinheit der Bun-

deswehr in Schwung und soll der Ar-

mee  dabei  nicht  nur  neuen  Nach-

wuchs,  sondern  auch  Zustimmung in

der Bevölkerung bringen.

Zugute  kommen  dürften  dieser

Strategie die ersten von der Bundes-

wehr  selbst  ausgebildeten  Journalis-

ten.  2010  führte  die  Armee  an  ihrer
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Universität  in  München einen eigenen

Journalistik-Studiengang ein. Die Präsi-

dentin der Universität der Bundeswehr

München, Prof. Dr. Merith Niehuss, er-

hofft  sich dadurch positive Auswirkun-

gen auf die Außendarstellung der Bun-

deswehr. Man brauche "Leute, die wis-

sen, wie man auf Presseanfragen rea-

giert, wie man Presseberichte interpre-

tiert oder Themen lanciert", so Niehuss

damals in einem Interview. Die Bundes-

wehr  habe  einen  großen  Bedarf  an

Leuten, die mit Medien umgehen kön-

nen.

Mitmachfalle der Ministerin

Ursula von der Leyen selbst kämpft

an vorderster  PR-Front für  die  Militär-

politik  der  Regierung  und  das  Image

der Armee. Dazu gehören nicht nur öf-

fentlichkeitswirksame Auftritte etwa bei

der  Einweihung  von  Bundeswehr-Ki-

Tas,  sondern vor  allem politische De-

batten, in denen sich die Ministerin be-

tont zurückhaltend und offen gibt - und

am  Ende  doch  einseitig  ihre  Politik

durchsetzt.  So  war  es  beispielsweise

im Falle der Anschaffung von in der Be-

völkerung  höchst  umstrittenen  Kampf-

drohnen.

Zunächst  hielt  sich  von  der  Leyen

dazu  bedeckt.  Ganz im Gegenteil  be-

tonte sie Mitte letzten Jahres die Not-

wendigkeit einer "breiten gesellschaftli-

chen  Debatte"  über  bewaffnete  Droh-

nen.  Im  Verteidigungsausschuss  des

Bundestags  gab  es  daher  zu  Kampf-

drohnen eine öffentliche Anhörung, bei

der  sogar  Kritiker  der  Waffensysteme

sprechen durften.  Hinter  den Kulissen

wurde allerdings schon längst entschie-

den: Bis 2023 soll die Bundeswehr über

16 waffenfähige Drohnen verfügen. 

Aktuell wiederholt sich die Diskussi-

ons-Farce  zum  Thema  "Weißbuch

2016",  dem  kommenden  Strategiepa-

pier des Verteidigungsministeriums. Ur-

sula  von  der  Leyen  weist  in  einem

Pressestatement  ausdrücklich  darauf

hin,  dass  die  Entstehung  des  "Weiß-

buchs"  als  breiter  und  inklusiver  Pro-

zess angelegt ist:

"Wir  möchten  viele  verschiedene

Meinungen  hören",  so  die  Ministerin.

Bei der Auftaktveranstaltung zu dieser

Diskussion  am  17.  Februar  in  Berlin

saß allerdings kein einziger grundsätz-

licher  Kritiker  deutscher  Auslandsein-

sätze mit auf dem Podium. Nach einer

Einleitung durch die Ministerin erzählte

Volker  Perthes,  Direktor  der  "Stiftung

Wissenschaft und Politik", den Teilneh-

mern  etwas  über  "Wissenschaft  und

Weißbuch".

Anschließend  referierte  Robin

Christian  Howard  Niblett,  Direktor  des

britischen Think-Tanks "Chatham Hou-

se", der u.a. von der "Konrad Adenauer

Stiftung",  der  NATO  und  der  EU  fi-

nanziert wird, über die "Internationalen

Erwartungen an Deutschland".  Für die

vier  nicht-öffentlichen  Arbeitsgruppen-

sitzungen  zu  militärischen  Themenfel-

dern blieben nur zwei Stunden Zeit. Die

Zusammenfassung  der  Veranstaltung

sowie das Schlusswort übernahm kurz

danach Wolfgang Ischinger, Vorsitzen-

der  der  "Münchner  Sicherheitskonfe-

renz".

Eine  pluralistische  Diskussionsver-

anstaltung sieht anders aus. Und ob die

Bürger-Meinungen,  die  das  Verteidi-

gungsministerium zum "Weißbuch" auf

ihrer Website veröffentlicht], in die "Dis-

kussion"  einfließen,  darf  getrost  be-

zweifelt  werden.  So  wird  das  "Weiß-

buch  2016"  am  Ende  doch  nur  in

schönstem PR-Sprech das beinhalten,

was die Regierung verfolgt: mehr Geld

für die Bundeswehr, eine wiederer-

wachte Bedrohung aus dem Osten,

den Kampf  gegen Terroristen  und

letztendlich  die  militärische  Absi-

cherung  des  globalen  Nord-Süd-

Gefälles.

Sicherheitspolitik ohne
Bevölkerung

Laut  einer  Erhebung  des  Mei-

nungsforschungsinstituts  Emnid

lehnen knapp zwei Drittel der Deut-

schen  (60  Prozent)  ein  "stärkeres

Auslandsengagement  der  Bundes-

wehr" ab. Da die Debatten um die Aus-

richtung  der  deutschen  Sicherheits-

politik  der  Bundesregierung  nicht  das

gewünschte  Ergebnis bringen,  hilft  sie

nach:  Das  Verteidigungsministerium

rüstet die Bundeswehr zunehmend mit

Fähigkeiten aus, um Einfluss auf öffent-

liche Debatten zu nehmen.

Statt sich dem Willen des Volkes zu

ergeben, versucht die regierende Politik

den Menschen ihren Willen aufzuzwin-

gen - und nimmt dabei noch dazu viele

Steuergelder  in  die  Hand.  Akzeptiert

wird  die  zurückhaltende  Meinung  der

Bevölkerung  in  Sachen  Militärpolitik

nicht.

Dabei ist es sehr wohl legitim, dass

die Bundeswehr über ihr Handeln und

ihre  Aufgaben informiert  -  dies  wurde

am 2. März 1977 sogar in einem Urteil

des  Bundesverfassungsgerichts  in

Karlsruhe festgeschrieben:

„Eine verantwortungsvolle Teilhabe

der Bürger an der politischen Willens-

bildung des Volkes setzt voraus, dass

der einzelne von den zu  entscheiden-

den  Sachfragen,  von  den  durch  die

verfassten  Staatsorgane  getroffenen

Entscheidungen,  Maßnahmen und Lö-

sungsvorschlägen genügend weiß, um

sie  beurteilen,  billigen  oder  verwerten

zu können.“

Was die Armee heute aber tatsäch-

lich im Auftrag des Verteidigungsminis-

teriums macht, ist weniger  Information

als vor allem PR in eigener Sache und

für  ausgewählte,  von  der  regierenden

Politik vorgegebene Ziele. Der Bevölke-

rung Informationen an die Hand zu ge-

ben,  um  eine  kritische  und  sachliche

Diskussion  über  Fragen  der  Sicher-

heitspolitik  und  des  Militärs  führen  zu

können, ist nicht erwünscht.

Dabei  tritt  die enorm finanzkräftige

Militär-PR  auch  mit  einem  immer

schlechter finanzierten Journalismus in

Konkurrenz.  So  nimmt  das  deutsche

Militär immer mehr Einfluss auf die öf-

fentliche Meinungsbildung - und will da-

durch  auch  mehr  Nachwuchs  finden.

Erfolgreich  ist  das  bisher  nicht  -  das

könnte sich aber ändern. Für den kom-

menden Juni  plant  das Verteidigungs-

ministerium  den  nächsten  PR-Coup.

Dann  soll  anlässlich  des  60-jährigen

Bestehens  der  Bundeswehr  erstmals

ein  bundesweiter  "Tag  der  Bundes-

wehr" stattfinden.
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Mediennutzung für Friedensbewegte im digitalen Zeitalter
von Karl-Heinz Peil, Friedens- und Zukunftswerkstatt e.V., Frankfurt a.M.

Die diesjährigen Ostermärsche wa-

ren geprägt von Kontinuität durch sta-

bile Teilnehmerzahlen – was aber der

dramatisch  wachsenden  globalen

Kriegsgefahr  überhaupt  nicht  gerecht

wird.  Auf dieses Defizit  gibt es natür-

lich keine einfache Antwort.  Einer der

wesentlichen Gründe soll  hier behan-

delt werden.

TTIP stoppen! Eine 
erfolgreiche Kampagne

Zum Vergleich  lohnt  ein  Blick  auf

den globalen TTIP-Aktionstag am 18.

April  –  zwei  Wochen  nach  Ostern.

Während bei  der Ostermarschkampa-

gne mit  über  80  Einzelaktionen etwa

10.000  Menschen  mobilisiert  wurden,

waren es beim TTIP-Aktionstag allein

in Deutschland bei etwa 200 Einzelak-

tionen weit  mehr  als  20.000 Teilneh-

mer. Auf den ersten Blick mag das ver-

wundern,  da  Krieg  oder  Frieden  für

uns alle von existenzieller  Bedeutung

ist, während TTIP eine relativ komple-

xe Thematik darstellt.  Warum im Ge-

heimen  verhandelt  wird  und  welche

Konsequenzen  die  vorgesehenen  in-

ternationalen  Schiedsgerichte  haben,

ist erklärungsbedürftig.

Um  den  Heilsversprechen  des

transatlantischen  „Freihandels“  (klingt

gut!)  massenwirksam  überzeugende

Argumente entgegen zu setzen, bedarf

es deshalb auch einer professionellen

Mediennutzung,  was  in  diesem  Fall

eindeutig erfolgreich gegeben ist. 

1. Wirft man im Internet einen Blick

auf  die  Video-Plattform  YouTube  mit

TTIP als Suchbegriff, so stößt man auf

mehrere  sogenannte  Erklärvideos,  in

denen  mittels  einfacher  Animationen

komplexe  Sachverhalte  in  zumeist  3

bis  4  Minuten  anschaulich  dargestellt

werden und eine sehr hohe Reichweite

erzielen.  Die Realisierung solcher  Vi-

deos ist natürlich

nicht  kostenlos

zu haben, mittler-

weile  aber  auch

für soziale Bewe-

gungen durchaus

erschwinglich.

2..  Trotz  aller

notwendiger

Kritik  an  ARD

und ZDF: es gibt

immer  noch  gut

recherchierte,

kritische Reporta-

gen  und  Doku-

mentationen  zu

politischen  The-

men. Findet man

Doku-Sendungen  bei  Arte  noch  zur

besten  Sendezeit  in  voller  Länge,  so

hingegen bei ARD und ZDF meistens

erst zu mitternächtlicher Zeit  und teil-

weise  gekürzt.  Eine  politisch  inter-

essante Sendung kann man aber heu-

te  praktisch  nicht  mehr  verpassen.

Nicht nur auf den Online-Mediatheken

der Fernsehsender, sondern auch auf

YouTube findet  man gute Berichte in

voller Länge und auch auszugsweise –

im  Unterschied  zu  den  Mediatheken

der  Fernsehsender  zeitlich  unbe-

grenzt.

Viele TTIP-kritische Webseiten ver-

weisen  auf  diese  (YouTube-)Videos.

Im Falle von TTIP findet man auf You-

Tube viele Beispiele guter Recherchen

und auch entlarvende Interview-Äuße-

rungen von Politikern wie Sigmar Ga-

briel.

3.  Vor  allem  bei  Umweltthemen

gibt  es  Unterschriftenkampagnen  von

Campact,  eine  Organisation,  die  sich

selbst wie folgt definiert:

Campact  organisiert  Kampagnen,
bei denen sich Menschen via Internet
an gesellschaftlichen Debatten beteili-
gen können. Der Campact-Newsletter
verbindet bereits 1654220 politisch in-
teressierte und aktive Menschen.

Sie  unterzeichnen  Appelle,  infor-
mieren  Freund/innen,  unterstützen
Campact-Kampagnen durch Spenden
oder Fördererbeiträge und werden im
Rahmen  von  Aktionen  vor  Ort,  Akti-
onstagen oder bundesweiten Demons-
trationen aktiv.

Schnelles Handeln verbindet Cam-
pact mit phantasievollen Aktionen, die
Öffentlichkeit für eine sozial gerechte,
ökologisch  nachhaltige  und  friedliche
Gesellschaft herstellen.

Für die „selbstorganisierte europäi-

sche Bürgerinitiative gegen TTIP und

CETA“ wurden  bisher  von  Campact

über  1,7  Mio.  Unterschriften  gesam-

melt. 

Online-Petitionen statt 
Unterschriftenlisten?

Natürlich sind 1,7 Millionen Unter-

schriften,  die  elektronisch  „per

Mausklick“ geleistet wurden,  qualitativ

nicht vergleichbar mit dem mühseligen

Sammeln von Unterschriften per Hand.

Der Krefelder Appell gegen die Statio-

nierung  von  Atomwaffen  in  Deutsch-

land Anfang der  80er Jahre brauchte

allerdings  erheblich  längere  Zeit,  um

auf  insgesamt  vier  Millionen  Unter-

schriften zu kommen. 

Allerdings sollte man nicht Online-

Petitionen als „Klicktivismus“ abqualifi-

zieren. Anlässlich einer Kontroverse in

dem  Online-Magazin  Telepolis  wurde

dazu in einem Gastbeitrag von Cam-

pact konstatiert: 

Für  Campact-Aktive  ist  der  Klick
auf  einen  Online-Appell  nicht  das
Ende des Engagements. Im Gegenteil:
Er  ist  für  viele  der  niedrigschwellige
Einstieg, dem weitere Schritte folgen.

Nur  wenige  Menschen  haben  die
Zeit  zum  Vollzeit-Aktivisten.  Gerade
für Berufstätige und Eltern, aber auch
für  immer  stärker  eingespannte  Stu-
dentinnen  und  Studenten  ist  die
Schwelle  zur  politischen  Beteiligung
oft sehr hoch. Über Campact können
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sie  dennoch  effektiv  politisch  Einfluss
nehmen. Sie wissen, dass hinter dem
Klick  bei  Campact  eine  durchdachte
politische  Strategie  steckt,  und  die
politischen Forderungen beim richtigen
Adressaten landen.

Die genannten Beispiele mit digita-

len Medien lassen erahnen, warum die

TTIP-Kampagne so erfolgreich ist.  Ein

Gradmesser  für  diesen  Erfolg  ist  z.B.

ein Kommentar in der  FAZ vom 23.4.

unter dem Titel: „Wo sind die Fürspre-

cher? - Hilflos für TTIP“. Darin wird be-

klagt,  „dass  die  Proteste  nicht  dem

Muster folgen“, das man bisher diesbe-

züglich identifiziert hat. 

Für  die  Friedensbewegung  gibt  es

deshalb gute Gründe, stärker an ande-

re  soziale  Bewegungen  anzudocken.

Schließlich  geht  es  gegen  TTIP  auch

um den Kampf gegen eine als solche

sich in Position bringende „Wirtschafts-

Nato“. Natürlich darf das nicht zu Las-

ten  der  „eigenen“  friedenspolitischen

Themen gehen, was jedoch nicht pas-

sieren wird, wenn man sich die Lernef-

fekte aus Kampagnen anderer sozialer

Bewegungen zu eigen macht. 

Der Trend: Audiovisuell statt
Leselektüre

Das  bereits  genannte  Videoportal

YouTube  eignet  sich  auch  als  Werk-

zeug  für  eigene  TV-Kanäle.  Für  Frie-

densbewegte besonders interessant ist

Weltnetz.tv,  das vor 5 Jahren begrün-

det wurde und sich als Plattform für al-

ternativen Videojournalismus versteht.

„Weltnetz.tv  schließt eine Lücke in
der  alternativen  deutschen  Medien-
landschaft.  Seit  dem  Start  Mitte  Juni
2010 baut dieses Portal eine Plattform
für linken und unabhängigen Videojour-
nalismus auf. Weltnetz.tv dient als Kno-
tenpunkt  verschiedener  Internet-Pro-
jekte,  um im Sinne unabhängiger  Be-
richterstattung eine Gegenöffentlichkeit
zu stärken und zu verbreiten. Das Por-
tal versteht sich keinesfalls als Konkur-
renz zu diesen Angeboten, sondern will
ihre  Verbreitung  unterstützen  und
durch eigene Beiträge ergänzen.

Zugleich bietet  weltnetz.tv  eine re-
daktionelle Aufbereitung der eingestell-
ten  Videos.  Fremdsprachige  Beiträge
von der internationalen Ebene werden
mit Begleittexten, Untertiteln oder Syn-
chronspuren  versehen.  So  bekommt
das  deutschsprachige  Publikum  alter-
native Sichtweisen auf das globale Ge-
schehen  von  Lateinamerika  über  die
USA, Europa und die ehemaligen Kolo-
nialstaaten der Trikont-Region.“

Audiovisuelle Formate sind leichter

und flexibler „konsumierbar“ gegenüber

Lesetexten, was auch mit der verstärk-

ten  Smartphone-Nutzung  zusammen

hängt. Es bedarf deshalb Diskussionen

darüber, welche eigenen Inhalte künftig

verstärkt  in  diesen Formaten  angebo-

ten werden sollten.

Wieviel Leselektüre ist für 
Friedensaktivisten leistbar?

Trotz  der  zunehmenden  Rolle  der

Online-Medien  haben immer noch die

Printmedien vorrangige Bedeutung, bei

denen jedoch – entsprechend dem all-

gemeinen  Trend  –  eine  zunehmende

Verzahnung  mit  parallel  dazu  vorhan-

denen bzw. erweiterten digitalen Ange-

boten erfolgt. 

Websites  von  Organisationen  und

AktivistInnen der Friedensbewegung –

auch zu  einzelnen  Kampagnen -  sind

im Netz zahlreich und leider auch un-

übersichtlich  vorhanden.  Deren  Zu-

griffsstatistiken  (Klick-Raten)  werden

aber häufig überschätzt bzw. falsch in-

terpretiert.

Mailinglisten  sind  vor  allem  bei

Bündnisaktivitäten  heute  ein  gängiges

Mittel  für  eine  schnelle  Vernetzung.

Diese  können  durchaus  sehr  effizient

sein,  führen  aber  überwiegend  zu  ei-

nem inflationären Mailverkehr. Ebenso

gibt  es  zahlreiche  Rundmails  zu  frie-

denspolitischen  Themen  von  Verfas-

sern mit zu viel Sendungsbewusstsein. 

Insbesondere  für  langjährige  Frie-

densaktivistInnen stellt  sich  die  Frage

nach einem Umdenken in der gesamt-

haften Mediennutzung, womit sich aber

vor allem Chancen zur Gewinnung von

jugendlichen FriedensaktivistInnen bie-

ten, mit deren medialen Präferenzen.

Forum für Mediennutzung in der 
Friedensbewegung sucht Mitstreiter 

Wir möchten mit Euch, mit anderen Menschen, die ge-

nauso an der mangelnden Öffentlichkeitswirkung der Frie-

densbewegung leiden, neue Ideen einbringen in einem Ar-

beitsforum  "Mediennutzung  in  der  Friedensbewegung".

Und  da  wir  alle  wenig  Zeit  haben,  soll  das  Forum  (zu-

nächst) aus einer Internet-Plattform und regelmäßigen Te-

lefonkonferenzen bestehen. Diese können über Skype o.ä.

stattfinden.

Das Internetforum soll geschlossen sein, also nur ange-

meldeten Mitgliedern zur Verfügung stehen. Es wird nach

Themengruppen strukturiert: z.B. Printmedien, Internet, Fa-

cebook, Mailinglisten, Videoerstellung und offene TV-Kanä-

le. Für die Mitglieder soll es ein Geben und Nehmen von

praktisch umsetzbaren Vorschlägen zur medial gestützten

Friedensarbeit sein.

Die Gründung des neuen Forums erfolgt auf  Initiative

von Friedensbewegten in Frankfurt, Nürnberg und Bremen.

Beratende Unterstützung erfolgt durch die Medien-Wissen-

schaftlerin Dr. Sabine Schiffer (Erlangen/Berlin). 

Vorläufige Kontaktadresse für Interessierte ist 
frieden-und-zukunft@gmx.de (K.-H. Peil).

Für  uns  wird  die  konsequente  und  effiziente  Nutzung

von Medien immer mehr zu einer Herausforderung. Gerade

die Debatte um einseitige Darstellungen in den Medien zur

Ukraine-Krise wie auch zu den Aktionen der Friedensbewe-

gung haben gezeigt, dass wir schwerer „rüberkommen“.

Wie  erreichen  wir  bessere  öffentliche  Wirksamkeit?

Elektronische Medien sind einfach, im Gebrauch kostenfrei,

bergen aber die Gefahr des inflationären Gebrauchs. Weil

sie so einfach zu bedienen sind, wird oft übersehen, dass

auch hier Professionalität  gefordert  ist,  um Reichweite  zu

erzielen. Professionalität kostet.

Die  meisten  FriedensaktivistInnen  nutzen  elektronische

Medien  mehr  oder  weniger,  bringen eigene Erfahrungen

mit und gleichzeitig Unsicherheiten in Bezug auf erweiterte

Nutzungen.
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Tagesseminar des Bundesausschusses Friedensratschlag:

Konflikte in Osteuropa und dem Nahen Osten – 
Wie reagieren wir als Friedensbewegung?
am: Samstag, den 30. Mai 2015, 11:45 – 17:00 Uhr
Ort: Kassel, Cafe Oase, Germaniastraße 14

Eintritt frei, kostengünstiges Mittagessen möglich
Voranmeldungen erbeten an bundesausschuss@friedensratschlag.de
oder an: Bundesausschuss Friedensratschlag, Germaniastraße 14, 34119 Kassel 

Wir erleben derzeit dramatische Zuspitzungen bei bereits seit längerem vorhandenen Konfliktherden. In der
Ukraine gibt es eine zeitweise Waffenruhe, während alle Indikatoren der Konfliktumstände auf eine weitere Es-
kalation hinweisen. Gleichzeitig entwickeln sich die verschiedenen Einzel-Konfliktherde im Nahen Osten zu dem
seit  längeren befürchteten Flächenbrand. Die starken Fluchtbewegungen aus dieser Region prägen derzeit
auch die innenpolitische Debatte in Deutschland. Alles erfolgt vor dem Hintergrund von sich ändernden, globa-
len Kräfteverhältnissen. Die Politik aller beteiligten Großmächte erscheint dabei widersprüchlich und teilweise
schwer durchschaubar. 

Wo liegen für uns (übergreifende) Ansatzpunkt für Kampagnen, um der wachsenden globalen Kriegsgefahr
mit einer Stärkung der Friedensbewegung bzw. einer erhöhten Wahrnehmung in der Öffentlichkeit entgegen zu
treten?

11:45 – 12:00 Uhr
Begrüßung
kurze Darstellung der Ziele des Tagesseminars (Schwerpunktsetzung auf Ukraine-/Osteuropa-Konflikt, 
andere Konfliktherde, Kampagnenfähigkeit)

12:00 – 13:30 Uhr
1. Ukraine, Russland, Osteuropa und die globalen Interessens-Konstellationen
Referent: Kai Ehlers
• Welche geostrategischen Interessen stehen in den USA hinter dem Anheizen des Ukraine-Konfliktes? 

Wie viel militärisches Abenteurertum ist dort vorhanden?
• Welches sind die realen Interessen in der russischen Politik (auch mit evtl. unterschiedlichen internen 

Interessen) und wie können wir diese vermitteln?
• Welche Ziele verfolgen die Aufständischen in der Ost-Ukraine?
• Hat Minsk 2 eine Chance und welche Rolle dabei spielt die Regierung in Kiew?
• Wo liegen die Interessenunterschiede innerhalb der EU in puncto Sanktionspolitik gegenüber 

Russland?
• Wie verhalten sich zu den Russland-Sanktionen andere Länder außerhalb von USA, NATO und EU und

welche Rückschlüsse lassen sich daraus auf globale Kräfteverhältnisse (z.B. BRICS-Staaten) 
schließen?

14:00 – 15:15 Uhr
2. Alte und neue Allianzen im Nahen Osten – Welche Rolle haben dabei (noch) die USA?
Referat: Werner Ruf
• Die Saudis: Immer noch Partner oder neue Konkurrenten der USA?
• Welche Rollen spielen z.B. Russland oder die Türkei?
• Welche Stellvertreter-Kriege werden im Nahen Osten geführt?
• Ist Israels Politik noch berechenbar?

15.45 – 17:00
3. Wo sehen wir als Friedensbewegung die Ansatzpunkte für Kampagnen?
Podiums- und Plenumsdiskussion
• Welche widersprüchlichen Positionen werden in der deutschen Politik im Osteuropa-Konflikt vertreten?
• Inwiefern ist die vom Russland/Ukraine-Konflikt ausgehende Atomkriegsgefahr relevant und im Kontext 

des Hiroshima-Jahrestages zu thematisieren?
• Wie tangiert uns der sich im Nahen Osten entwickelnde Flächenbrand? (Flüchtlingsbewegungen, 

Positionierung zu Israels Politik, Terrorismusdebatte)
• Welche prägnanten Positionen sind für uns kampagnenfähig?
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